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Streſemann und
das Ve
e Mit Aufgebot aller diplomatiſchen Mittel war es
t v den beiden Weſtmächten gelungen, den italieniſche ugoſlha

wiſchen Konflikt ſeiner Gefahren zu entkleiden. Man hatte
die beiden Regierungen dazu vermocht, in direkte Verhand
lungen miteinander einzutreten. Erfahrungsgemäß ver

lert dann ein ſolcher Streitfall an Bedeutung, da die
Wochen hindurch ſich hinziehenden Beſprechungen faſt im
mer zu einer Annäherung führen. Nachdem es zu dieſer

v Ausſprache gekommen war, ſchien der Konflikt ſeine Be
deutung endgültig verloren zu haben. Ein peinlicher

Zwiſchenfall läßt ihn jedoch in voller Schärfe wieder auf
leben. Die albaniſche Regierung hat ein Mitglied der
ſerbiſchen Geſandtſchaft verhaftet, was eine ſchwere Ver

etzung des Völkerrechts darſtellt, da alle diplomatiſchen
Vertreter den Schutz der Exterritorialität genießen Nachdie Frahe dem die Bemühungen des Belgrader Kabinetts, Genugtu

bringung ung zu erhalten, vergeblich geweſen ſind, ham nur noch
es och An Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen in Frage, der

auch in der Tat erfolgt iſt. Sachlich ſind die Serben alſo
vollkommen im Recht. Ob ihre Behauptung hingegen,

e hinter Albanien eine Großmacht, gemeint. iſt natür
ch Jtalien, ſteht, iſt mehr als Zweifellhaft. Zu mindeſten
wo d ſich kein Beweis dafür erbringen laſſen. Ein Artikel
es Secolo, wonach der Abbruch der Bezieharngen ſür Jta-

len keinen Anlaß zum Eingreifen darſtellen, läßt bei
mahe den gegenteiligen Schluß zu. Dabei darf natürlich
nicht verkannt werden, daß jede Weiterung Jtalien als

An Schützmacht Albaniens auf den Plan rufen würde. Eine
Wewiſſe Gefahr iſt damit wieder in greifbare Nähe gerückt.

un
n Belgrad hat man einen Kabinettsrat abgehalten,

Der ſich offenbar mit ſehr ernſten Vorſichtsmaßregeln be
häftigt hat. Die geſamte Flotte erhielt Befehl, ſich in dieIl

gegeben

eimathäfen zurückzugiehen, auch wurden ſämtliche Gren
hen militäriſch geſichert. Ob ein innerer Zwang dazu vor

Ihnen handen war, läßt ſich nicht beurteilen. Jedenfalls zeigt
S eine erhebliche Nervoſität, die viel bedenklicher iſt, als
Die Taſſache ſelbſt. Gerade in dieſer Stimmung entſtehen
die Reibungen, die häufig genug verhängnisvoll werden.II Daß England den Konflikt unterdrücken will, kann man

itz2 s ſicher annehmen. Eigenartig iſt diesmal die Lage
nkreichs, das gewiſſe Verpflichtungen gegen ſeinen ſer

chen Schutzſtaat hat und mit wachſender Beſorgnis dieſe
en Entwicklung verſolgt. Die Mehrzahl der Pariſer
Blätter macht aus ihrer Abneigung keinen Hehl. Sie
de das jugoſlawiſche Vorgehen als unbequem und

ßt es die Belgrader Regierung ziemlich deutlich entgel
ten Nur der Oeuvre macht eine Ausnahme, deſſen nahe
Begiehungen zu Briand ſeinen Ausführungen ernſte Be

ervention in Rom, womit alſo geſagt wird, daß man auch
am Zugi d'Orſay die italieniſche Regierung für den

miniſter befindet ſich zur

n Turin mit Muſſolini trifft. An ſich wäre das nicht un
Lewöhnlich, da er faſt regelmäßig ſeinen Aufenthalt in
Nordfrankreich zu ſolchen Begegnungen mit dem Duce be
ützt hat. Der Ernſt der Lage iſt unverkennbar

e

Die im Zuſammenhang mit dem ſerbiſchalbaniſchen
Vonflikt am meiſten erörterte Frage iſt das Verhalten Les
Pölkerbundes. Daß er von ſich aus niemals einſchreitet,

wiſſen wir. Er hat eine ungeheure Geſchicklichkeit, ſich taub
nd blind zu ſtellen, obwohl das ſeinen eigentlichen Auf
Gäben nicht ganz entſpricht. Anders aber liegen die Din
ge, wenn einer der am Streit beteiligten Stagten, Genf

n anrufen ſollte. Jn Tirang ſcheint man dazu nicht übel
t Liſt zu haben und wird durch den Secolo Artikel noch

offiziell von italieniſcher Seite ermuntert, obwohl dort
her Anmer eine gewiſſe Scheu geherrſcht hat, dieſe Angelegen

heit vor das Genfer Forum zu bringen, weil damit auch
erel er Tiranavertrag, den man bisher immer als eine pri

vate Sache betrachtet hat, erörtert werden müßte. Dabei
iſt man ſich überall bewußt, daß Jtalien auch die leiſeſte
üge mit ſeinem ſofortigen Ausſcheiden aus dem Völker
ünde beantworten würde Andeutungen der franzöſi

ſchen Preſſe, die durch die italieniſche beſtätigt werden,

deutung geben. Er verlangt von Chamberlain eine Jn

Drahtzieher des Zwiſchenfalles hält. Der britiſche Außen

Stunde in einem Savoyer Bade,
alſo auf franzöſiſchem Boden, wie er es vor Genfer Ta
ungen zu tun beliebt. Londoner Gerüchte wollen wiſſen,
Daß er ſich ſchon vor der Sitzung des Völkerbundsrates

laſſen den Schluß zu, daß man, falls es zur Ausſprache
kommt, auch eine Nachprüſung aller geltenden Verträge

gemeint ſind in erſter Linie die Friedensverträge von
1919 fordern wird. Etwas Anangenehmeres könnte
den Franzoſen gar nicht widerfahren. Sie haben ſich bis
her mit Erfolg gegen die Anwendung des Artikels 19 der
Völkerbundsakte geſträubt, der als eine Kannvorſchrift

eine Mußvorſchrift wäre viel beſſer eine Nachprü
fung der internationalen Lage und Verträge ausdrück-
lich worſieht, wenn eine Bedrohung gegeben iſt. Die Fran
zoſen ſürchten, daß es dann nicht bei Erörterung der Bal
kan verhältniſſe bleibt, ſondern auch zu einer Anterſachung
der mitteleuropäiſchen Situation kommen könnte. Wir
ſelbſt können nicht die Jnitiative ergreifen, da wir vor
läufig auf die gute Laune in London und Paris Rückſicht
zu nehmen hahen. Doch wäre es eine ausgezeichnete Ge
legenheit, dann von uns aus die Anerträglichkeiten des
Verſailler Vertrages zur Sprache zu bringen. Wir brau
chen ja nur an Memel, Danzig, Korridor, Oſtoberſchleſien,
Saargebiet zu erinnern. Das aber iſt es gerade, was
man in Paris verm pden wiſſen möchte.

Der engliſchruſſiſche Konflikk hat vorläufig nicht iel
won ſeiner Schärfe verloren. Lord VBirkenhead hat zwar
eine Rede gehalten, die ein gewiſſes Einlenken zeigt, und
das iſt beſonders wichtig, weil er zu den Vertretern der
ſchärferen Tonart gehört, aber in Moskau zeigt man Wenig
Neigung, ſelbſt irgendeinen Schritt zu tun. Man hält
Reden, die eher neues Oel in das Feuer gießen, obwohl
man ſie nicht zu tragiſch nehmen ſoll. Jn Moskau liebt
man die großen Worte, um die eigene Anſicherheit zu
werbergen. An einen Waffengang denkt man nicht und
kann man nicht denken, aber man muß das dem eigenen
Volke gegenüber doch etwas verſchleiern. So ähnlich hält
es ja Muſſolini auch. Anangenehm iſt dabei die deutſche
Stellung, die zwiſchen beiden Lagern ſteht und daher
auch der geeignete Vermittler wäre. Nur iſt das keine
Aufgabe, nach der man ſich drängt, da man dabei niemals
Dank erntet, ſich aber ſehr zwiſchen zwei Stühle ſetzen
kann. Gar eripart wiyd Deutſchland eine Vermittler
tätigkeit nicht. Herr Tſchitſcherin hat die merkwürdige An
gewohnheit, immer bei ſeinem Freunde Streſemann zu er
ſcheinen, wenn dieſer die Koffer für Genf packt. Der kluge
Volkskommiſſar weiß ſchon, was er damit will. Es ſoll
Streſemann zweifellos mit Tſchitſcherin über die Bezie
gen zwiſchen Berlin und Moskau ebenſo bedeutſam ſind,
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der Deutſchen Demolratiſchen
Partet an?

eng gicht,
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wie die Mitgliedſchaft des Reiches im Völkerbunde. Der
Pfingſthegegnung in BadenBaden der beiden Stagts-
männer kommt aber diesmal erhöhte Bedeutung zu, weil
Streſemann zweifellos mit Tſchitſechrin über die Bezie
hungen zu England geſprochen hat und dann Chamberl rin
darüber Bericht erſtatten muß. Entzückt iſt man nicht da
rüber. Nur kann ſich Deutſchland nicht dieſer eigenarti
gen Betätigung entziehen

Noch bei dem Frühſtück in BadenzBaden ſahen die po
litiſchen Dinge gar nicht ſo übel aus. Eine Annäherung
Englands und Rußlands lag nicht ganz außer Bereich der
Möglichkeit, auch wenn man ſie nicht von heute zu mor
gen erwarten dürfte. Da traf die verhängnisvolle Mel
dung aus Warſchau ein. Auf dem Bahnhofe, wo er den
won London nach Moskau durchfahrenden Führer der Han
delsabordnung Roſengolz begrüßte, wurde der ruſſiſche
Geſandte in Polen Wojkow von einem monarchiſt iſchen

Tſchitſcherin Peinliche Aufgaben Neue Kämpfe in der inneren Politik Beamtenbeſoldung und Steuervereinheitlichung
Reich und Länder Der Fall Wirth Der Flug Chamberlins Die Technik als Friedensbürge.

ruſſiſchen Schüler ermordet. Der Mord iſt jg bei Monar
chiſten eine der am häufigſten angewandten politiſchen
Machtmittel. Nicht nur in Rußland. An ſich alſo ein
Ereignis, das man beinahe als eine Familienangelegen
heit betachten kann. Aber Litwinow faßte ſie anders auf.
Er iſt ja immer bereit, ſeinem Freunde Tſchitſcherin
Knüppel zwiſchen die Beine zu werfen. Während dieſer
ſich ſehr ruhig zu Preſſevertretern äußerte, hat ſein Stell
wertreter in Moskau eine ſcharfe Note nach Warſchau ge
vichtet. Er zählt darin alles Ungemach auf, das die Sow
jets erfahren haben. Die Beſetzung der Botſchaft in Pe
king, den UAeberfall auf Arcos und den Abbruch der Be
ziehhungen zu England. Woraus er logiſch ſchließt, daß
dieſe Politik die ruſſiſchen Emigranten in ihren Plänen
ermuntert haben. Polen aber habe nicht genügend Vor
ſorge getroffen, obwohl gerade auf ſeinem Boden die
ruſſiſchen Emigranten in ihren Plänen ermuntert haben.
Polen aber habe nicht genügend Vorſorge getroffen obwohl
gerade auf ſeinem Boden die ruſſiſchen Monarchiſten be
ſonders geſchäftig ſeien. Wir ſtehen gewiß nicht im Ver
dacht beſonderer Freundſchaft zu Polen, finden ander die
ſe Anklage unbegründet. Kein Staat vermag ſolche Akten
kate gu verhin dern. Jn Berlin haben wir ja auch Er
mordüngen ruſſiſcher und türkiſcher Staatsmänner ertra
en müſſen. Was Litwinow will, iſt ganz offenbar ein
Konflikt ſchärſſter Ausprägung, der naturgemäß auch ſo
fort die Weſtmächte, vor allem England, wieder in eine
gereizte Stimmung bringen muß. Frankreich hat eben
erſt einen Vorvertrag mit den Ruſſen über die zariſtiſchen
Schulden abgeſchloſſen, kann aber kaum ſich engliſchen Auf
fforderungen entziehen, wenn etwa eine Bedrohung Polens
entſtehen ſollte. Auch dieſer Zwiſchenſall iſt geeignet, neue
Verwicklungen heraufzubeſchwören.

Jn der inneren Politik hatten wir Feiertag. Eine
Atempauſe vor neuen Kämpfen. Wenn am 14. der
Reichstag wieder zuſammentritt, wird eine ganze Reihe
won Vorlagen zu lebhaften Auseinanderſetzungen Anlaß
geben. Das Strafgeſetzbuch gehört dazu noch nicht. Es
wird an die Kommiſſion verwieſen, die ſich dann in müh
ſſeliger Arbeit mit den einzelnen Paragraphen beſchäfrigen
und dabei allerdings ſehr heftige Mein ungsverſchieden
heiten ausgleichen muß. Auch die Zolltarifnovelle dürfte
durch Verlängerung erledigt werden. Nur die Erhöhung
des Zuckerzolls bei gleichzeitiger Senkung der Zuckerſteuer
wird eine lebhafte Debatte hervorrufen. Bedenklicher iſt
die Vereinheitlichung der Steuern, wie ſie Herr Dr. Köh
ler worſchlägt, und die namentlich in Bayern Widerſpruch
erregt hat. Das Verhältnis zwiſchen Reich und Ländern
gewinnt wieder an unhaltvoller Bedeutung. Am ſchärf
ſten aber wird die Frage der Beamtenbeſoldung erörtert
werden. Das Reichsfinanzminiſterium möchte dieſe An
gelegenheit bis zum Herbſt verſchieben, wird aber dabei
auf den entſchiedenen Widerſtand der Parteien ſtoßen
Herr Dr. Köhler fürchtet für das Gleichgewicht ſeines
Etats. Man kann es ihm nachfühlen, nur hätte er etwas
weniger freigebig gegen die ſüddeutſchen Staaten ſein ſol
len. Ob der Konflikt zwiſchen Herrn Dr. Wirth und dem
Zentrum und die Entfernung Dr. Brechts aus dem Reichs
innenminiſterium in irgendeiner Form zur Erörterung
gelangen, läßt ſich noch nicht abſehen. Sollte es dazu
kommen, ſo wird ſich vorausſichtlich im hohen Hauſe ein
ſehr reger Gedankenaustauſch entwickeln

Ein erfreuliches Ereignis iſt in dieſen Pfingſttagen
zu buchen. Nachdem Lindbergh ſeinen Flug über den
Ozean glängend durchgeführt hat, iſt das gleiche Wagnis
Chamberlin und Levine geglückt. Leider hat ihre hühne
Dat äußerlich eine Einbuße dadurch erlitten. daß ſie ſich
nach Cottbus verflogen und Berlin micht zur feſtgeſetzten
Stunde erreicht haben. Trotzdem haben ſie den Welt
rekord geſchlagen und es war nur berechtigt, daß ihnen
die Reichshauptſtadt einen jubelnden Empfang bereitete,
an dem vom Reichspräſidenten angefangen ſich alle Be
hörden beteiligt haben. Vorläufig noch die Heldentat
einzelner, weiſt ſie jedoch in die Zukunft Die Technik
zwingt die Völker aneinander und läßt die Entfernungen
zuſammenſchrumpfen. Je ſtärker dieſe Entwicklung ſich
wollzieht, umſo mehr wird ſie eine Friedensbürgſchaft

Richard May.



Joos über den Fall Wirth.
Die Stimmung im linken Zentrumsflügel.

Der Zentrumsabgeordnete Jo o s nimmt im „Weſt
deutſchen Volksblatt Stellung zum Fall Wirth und
ſchreibt u. a.

„Bis zur Stunde können wir verſichern, daß keine der
maßgebenden Perſönlichkeiten, weder im Fräktions noch
im Parteivorſtand einen Bruch mit Dr. Wirth
wünſcht oder die Verantwortung übernehmen möchte,
Veranlaſſung dazu gegeben haben. Wenn es Zentzums-
blätter gibt, die dieſen Bruch anſcheinend leichter nehmen,
ſo beweiſen ſie damit nur, wie ſehr ſie von guten Geiſtern

verlaſſen ſind.
Reichskanzler Marx hat ſich ſeiner eigenen, ru

higeren Auffaſſung entgegen ſchließlich dazu entſchloſſen,
den Fall Wirth karzuſtellen. Der Kanzler konnte leider
ſeine Abſicht, die Klärung in einer mündlichen Ausſprache
worzunehmen, infolge Zeilmangels nicht ausführen. Briefe
ſind in derart delikaten Fragen intmer eine gefährliche
Sache. Wir fürchten, daß der eine oder andere Satz in
dieſem Briefe Veranlaſſung zu Erörterungen gibt, die in
keinem Fall wünſchenswert ſind. Namentlich läßt der
Schlußſatz mit den „erforderlichen Maßnahmen allerlei
wermuten. Wir wiſſen auf das beſtimmteſte, daß der Kanz
her darunter nicht etwa ein Ausſchlußverfahren gegen Dr
Wirth, ſondern lediglich eine mißbilligende Erklärung ſei
merſeits werſtanden wiſſen wollte.
Natürlich gibt es vereinzelt auch Zenkrumsleute, die un
bedingt mehr und die auch weiter gehen wollen vielleicht
ſogar ſolche, die die Situation für „reif“ halten, um Dr.
Wirth endgültig vom Zentrum abzuſprengen. And Dr.
Wirth ſelbſt fördert indirekt durch ſein Verhalten die Ab
ſichten derjenigen, die glauben, der Zentrumspartei, wie ſie
ſie auffaſſen, einen Dienſt zu lleiſten, wenn ſie auf einen
Bruch mit Dr. Wirth hinarbeiten.

Wir können nur immer wieder ſagen, daß wir einen
Bruch der Zentrumspartei mit Dr. Wirth für ein Anglück
hielten, für eine ſchwere Schädigung der Partei und eine
Schädigung der deutſchen Politik. Diejenigen, die neinen,
ſein Anhang in den Maſſen der Zentrumsangehörigen im
Lande wäre zerronnen, geben ſich einer gefährlichen Täu
ſſchung hin. Das müßte in den Tagen offenbar werden,
da der Bruch vollſtändig wäre. Gerade heute, da das
Reichstagszentrum in einer ſogenannten „bürgerlichen“
Regierungskoalition ſteht, muß die Partei umſo klarer
und eindeutiger in ihrer geiſtigen Selbſtändigkeit und
Haltung erſcheinen. Die Maſſen der Zentrumswähler, auch
in der Arbeiterſchaft, ſind dem Reichstagszentrum bis
heute gefolgt. Mit dem Verſtand haben ſie die politiſchen
Notwendigkeiten der letzten Monate begriſſfen, wenn auch
ihr Gefühl dagegen war. Mehr kann man ihnen pſychologiſch
micht zumuten. Nun muß freilich auch Dr. Wirth wiſſen,
was man vernünftigerweiſe einer Parteigemeinſchaft zu
muten kann. Wir müſſen über dieſen Augenblick tiefer
Nervoſität hinwegkommen. Die Stimmen, die Verſchärfung
und Bruch wollen, müſſen zum Schweigen gebracht werden.

Deutſchnationaler Angriff auf Streſemann.
Wo bleibt der Marx-Brief?

Die gegenwärtige Verwirrung im deutſchnationalen
Lager hat ſich ſoeben in überraſchender Deutlichkeit auf
dem Hamburger Landesparteitag der Deutſchnationalen
Volkspartei offenbart, über den begreiflicherweiſe die
„Deutſche Tageszeitung“ auch nicht eine einzige Zeile ver
öffentlicht hat. Da bisher die deutſchnationalen Reichs
minſter jede Gelegenheit wahrgenommen haben, um ſich
über politiſche Reden Andersdenkender zu beſchweren
Erkelenz, Hörſing, Wirth wird diesmal Herrn Streſe
mann Gelegenheit zu einer Beſchwerde gegeben werden,
denn der deutſchnat. Reichstagsabg. Gok Hamburg benutzte
d. Gelegenheit zu einer perſönl. Attache gegen den Reichs
gaußen miniſter im beſonderen und gegen die Deutſche
Volkspartei im allgemeinen. Gok ſagte u. a.

„Jch ſtelle feſt, daß alles, was wir gegen die Jlluſions
politik der letzten Jahre vorgebracht, und alle Vorausſa

gen, die wir gemacht haben, auf Heller und Pfennig ein
getroffen ſind. Das gilt ſowohl hinſichtlich der Anmög-
lichkeit der Erfüllung des Londoner Abkommens, wie auch
in bezug der Ereigniſſe der ſogenannten Locarnopolitik
Das Fiasko dieſer Politik iſt in den letzten Tagen offen
kundig geworden. Jch hätte gewünſcht, daß dieſer mit
Sicherheit worauszuſehende Zuſammenbruch einer dazu
won wornherein verurteilten Jlluſionspolitik eingetreten
wäre, ehe die Beteiligung unſerer Partei an der Regie
rung ſich mit dem Anſchein der Mitverantwortung belaſtet
hätte. Daß dieſe Macht verhältniſſe ſo beſtehhen, wie ſie
ſtnd, daß insbeſondere das Zentrum die Möglichkeit hat,
immer wieder durch die Drohung, ſich mit der Linken zu
ſammenzutun, ſeinen Willen durchzuſetzen, liegt in aller
erſter Linie daran, daß die Deutſche Volkspartei unter
ihrer gegenwärtigen Führung immer mehr aus einer
Rechtspartei, wie ſie urſprünglich ſein ſollte und zu ſein
worgab, und die ſie nach der irrtümlichen Meinung vieler
ſührer Anhänger noch heute iſt, zu einer Partei der Mitte
geworden iſt, und beſonders in ihrer oberſten Spitze aus
geſprochene Linkstendenzen verfolgt

Jn die gleiche Kerbe hieb der Landesverbandsvor
ſitzende Dr. Linau, der ausführte, wenn ſchöne Reden hel
ſſen könnten, hätten Marx und Streſemann uns längſt
gerettet. Aber trotz „Silberſtreifen“ iſt keine Beſſerung
ſichtbar geworden.

Auch in den übrigen Verhandlungen geigte ſich erheb
liche Mißſtimmung. Es wurde offen zugegeben, daß der
Eintritt in die Regierung in der Hoffnung erfolgt ſei,
auch in Preußen eine Aenderung der Regierungszuſam
menſetzung herbeizuführen. Die Verlängerung des Repu
lblikkſchutzgeſetzes habe bei vielen Mitgliedern Beunruhi
gung hervorgerufen. Jn der Konkordatsfrage ſtanden

e

Vertreter des deutſchnationalen Angeſtellten Ausſchuſſes
für das Arbeitszeitgeſetzes einſetzte, erklärte der Abgeord
mete Gok dieſes Geſetz in alllen Teilen untragbar. Die
Lebhafte demokratiſchen Arbeit in der Aufwertungs- und
Kleinrentnerfrage iſt den Deutſchnationalen, wie ſich aus
den Hamburger Verhandlungen ergab, ebenfalls überaus
unangenehm geworden.

Landräte und Republik.
Ein bemerkenswertes Rundſchreiben.

Der Regierungspräſident von Liegnitz, Dr. Poeſchel, hat
an die Landräte des Regierungsbezirkes ein Rundſchreiben
über die Stellung der Landräte zur Republik gerichtet, das all
gemeine Beachtung verdient. Es heißt in dem Rundſchreiben
des Regierungspräſidenten u. a.:

„Die ſtrenge Anparteilichkeit, die vom Landrat wie von
allen Beamten gefordert werden muß, iſt nicht etwa dahin
aufzufaſſen, daß der Landrat es ſich leiſten könne, eine ent
ſchiedene öffentliche Stellungnahme in Verfaſſungsfragen zu
vermeiden. Aus der politiſchen Vertrauensſtellung des
Landrats ergibt ſich vielmehr als ſeine ſelbſtverſtändliche
Pflicht, daß er ſeinen ganzen amtlichen und perſönlichen Ein
fluß zur Feſtigung des vepublikaniſchen Staates einſetzt, deſſen
exponierteſter Repräſentant er iſt. Er hat unabläſſig mit
ebenſoviel Takt wie Feſtigkeit darauf hinzuwirken, daß der re
publikaniſche Staatsgedanke und ſeine Symbole ſich in der Be
völkerung von Jahr zu Jahr mehr durchſetzen. Jedermann im
Kreiſe muß wiſſen, daß ſein Landrat in dieſem Punkte keinen
Spaß verſteht. Ausgeſchloſſen iſt, daß ein politiſcher Beamter
ſich in irgend einer Form ſei es durch perſönliches Erſchei
nen, durch Uebernahme einer Ehrenſtellung, durch geldliche
Förderung oder anderes jan Veranſtaltungen oder Feiern
beteiligt, bei denen den heutigen Staat herabzuſetzende Reden
gehalten oder im Falle der Beflaggung nicht an erſter Stelle
die verfaſſungsmäßigen Farben ſchwarzrotgold gezeigt werden,
oder bei denen von anderen Farben in demonſtrativer Weiſe
Gebrauch gemacht wird. Wenn dieſe Haltung der politiſchen
Beamten, wie es erfreulicher Weiſe vielfach geſchieht, durch ein
gleiches konſequentes Verfahren der ſtädtiſchen und Kreiskör
perſchaften unterſtützt wird, muß es gelingen, die Bevölkerung
allmählich für das erforderliche Mindeſtmaß von nationaler
Diſziplin zu gewinnen. Jch erſuche die Herren Landräte, die
ihnen unterſtellten Polizeiorgane in gleichen Sinne anzuweiſen
und den Kreisausſchüſſen und Gemeindeverwaltungen die Be
achtung der ſoeben entwickelten Grundſätze dringend zu emp-
fehlen. Der Erfolg Jhrer Bemühung wird ſehr weſentlich von
Art und Maß ihres perſönlichen Einſatzes abhängen.

Die Reichsbahn im Jahre 1926.
Reingewinn von 55 Millionen Die Grundlage

der Liquidität.

Die Deutſche Reichsbahngeſellſchaft legt jetzt der Offent
lichkeit ihren Bericht über das Geſchäftsjahr 1926 vor. Es
iſt feſtzuſtelllen, daß ſich in der wirtſchaftlichen Lage des
Anternehmens ein entſchiedener Umſchwung zum beſſeren
um die Mitte des Jahres anbahnte, während bei der ge
ſpannten Lage der deutſchen Wirtſchaft die Verkehrsein
nahmen in den erſten Monaten noch hinter den Erwar
tungen zurückhblieben, beſonders die Einnahmen aus dem
Güterverkehr. Der Amſchwung fiel zwar zeitlich zuſammen
mit dem Ausbruch des engliſchen Bergarbeiterſtreiks und
ſetzte ſich während der Dauer des Streiks fort, jedoch legt
der Geſchäfsbericht Wert auf die Feſtſtellung, daß die
Beſſerung nicht allein durch die Wirkungen des Bergarbei
terſtreiks verurſacht ſei. Nicht nur eine Belebung des
Bergbaus und der Stahl und Eiſeninduſtrie war einge
treten, ſondern auch eine günſtige Entwicklung der übrigen
deutſchen Wirtſchaftszweige.

Das Geſamtergebnis des Geſchäftsjahres kann unter
dieſen Umſtänden vom Standpunkt der Rentabilität aus
als zufriedenſtellend bezeichnet werden. Der Betriebsab
ſchluß ergibt einen Betriebsüberſchuß von rund 860 Mill.
Mark, nachdem Ausgaben für Erneuerung in Höhe von
460 Mill. Mark gemacht worden ſind. Der Vorſchrift des
Reichsbahngeſetzes, die Eiſenbahnanlagen nebſt den Be
triebsmitteln und dem ſonſtigen Zubehör nach den Be
dürfniſſen des Verkehrs ſowie nach dem Stande der Technik
gut zu unterhalten und weiter zu entwickeln, iſt Folge ge
leiſtet worden. Dabei wird der Aufwand für Anterhal-
tung und Erneuerung aus den Einnahmen der Betriebs
rechnung beſtitten. Die Reichsbahn war ferner in der
Lage, rund 574 Mill. Mark an Reparationsleiſtungen zu
erſtatten, wobei darauf hinzuweiſen iſt, daß die Reichsbahn
die Leiſtungen vertraglich poſtnumerando halbjährlich ab
führen kann, ſie aber tatſächlich poſtnumerando monatlich
zahlt, um Diskont zu erſparen. Der Reingewinn der
Reichsbahn geſellſchaft aus 1926 beläuft ſich in der Gewinn
und Verluſtrechnung auf 55 Mill. Mark. Die Bilanß bringt
zum Ausdruck, daß an Rüchlagen zum Ausgleich, für Ar
beitsbeſchaffung, für Betriebsrechtsabſchreibungen uſw. ſo
wiel angeſetzt worden iſt, um den Geſamtbetrieb vor Schock
wirkungen zu bewahren. Die Liquidität der Reichsbahn
iſt zweifellos gegeben bei Betriebsvorräten in Höhe von
440 Millionen, Bankguthaben in Höhe von 532 Millionen
und einem Kaſſenbeſtand von 8,5 Millionen. Die Reichs
bahn iſt auch Beſitzerin von Wertpapieren in Höhe von
38 Millionen, doch kann geſagt werden, daß es ſich dabei
micht um Wertpapiere handelt, die irgendwie durch die Bör
ſſenderoute in Mitleidenſchaft gezogen worden wären. Sie
könnten mit demſelben Betrag angeſetzt werden, wenn die
Bilanz in dieſem Augenblick aufgeſtelllt würde. Ebenſo
ſicher iſt das Wechſelvermögen in Höhe von 124 Millioren
Mark.

Sehr intereſſant ſind die Einnahmen und die Koſten
ſich zwei Auffaſſungen gegenüber, und während ſich der der Betriebsführung der Reichsbahn, wenn man ſie mit

dem Jndex (gleich 100) won 1913 wergleicht. Es ergibt ſich
dann für dieſes Jahr folgender Jnder:

Einnahmen auf 1 Perſonenkilometer 124,7
Einnahmen auf 1 Tonnenkilometer 130,1
Kopfkoſtenkennßiffer bei perſön

lichen Ausgaben 182,1Durchſchnittlicher Preisſtand bei
den (ſächlichen Ausgaben 160,0

Der Jndex bei den Koſten iſt alſo weit mehr geſtie
gen als bei den Einnahmen in Perſonenkilometern. Be
Denkt man zudem noch die Reparationszahlen, dann fragt
man ſich, woraus ſich die Rentabilität der Reichsbahn er
gibt, zumal die Einnahmen im Jahre 1926 gegenüber 1925
gefallen ſind. Die Einnahmen in 1000 Mark waren

1926 1925
Perſonen und Gepäckverkehr 1320175 1430743
Güterverkehr 2830620 2868713
Sonſtige Einnahmen 390006 369619

zuſammen 4540801 4669075
Zuſammen arbeitstäglich 14839 15308

Es iſt offenſichtlich, daß bei dieſen Ziffern die Ren
habilität nur behalten wurde durch Rationaliſterung und
dieſe drückt ſich aus im Perſonalbeſtand des Jahresdurch
ſchnittes, wenn ſie in Verhältnis geſetzt wird zur Berriebs
änge. Es ergibt ſich dann folgendes:

1926 1925
Geſamtperſonal auf 1 km Betriebslänge 13,27 13,77
Perſonal ausſchließlich Werkſtätten

auf km 10,95 I I6
Das Reich hat im Rahmen ſeines Arbeitsbeſchaffungs

planes mit der Reichsbahngeſellſchaft die Hingabe eines
Kredits von 100 Millionen Mark zur Bekämpfung der
Arbeitsloſigkeit wereinbart, zur Fortſührung ſtillgelegter
Bahnbauten einen Kredit von 53 Millionen Mark. Der
erſte Kredit iſt im Geſchäftsjahr 1926 mit 58 Millionen
Mark abgehoben worden dagegen hat die Reichsbahn ous
eigenen Mitteln für den Zweck 20 Millionen zur Verfü
gung geſtellt. Der Kredit zur Fortführung ſtillgelegter
Bahnbauten, der erſt im Auguſt 1926 zur Verfügung ge
ſtellt wurde, iſt mit 5,7 Milllionen in Anſpruch genommen
worden, weil die vorgerückte Jahreszeit einen ſchnelleren
Fortſchritt micht geſtattet. Auch dies weiſt darauf hin, daß
die Reichsbahn in dieſem Jahre für umfangreiche Baupro
gramms noch Mittel zur Verfügung hat.

Die Betrogenen melden ſich.
Gegen das deutſchnationale Doppelſpiek.

Die Deutſchnationalen haben vor den letzten Reichs
tags wahlen den Jnflationsgeſchädigtenn das Blaue vom
Himmel verſprochen Jeder dieſer Verarmten mußte an
nehmen, daß, wenn die Deutſchnationalen die Regierung
übernehmen, eine faſt 100prozentige Aufwertung erfolge.
Die Deutſchnationalen ſitzen heute in der Regierung und
haben einen erheblichen Einfluß. Bis heute haben ſie
in keiner Weiſe verſucht, ihre maßloſen Verſprechungen zu
erfüllen. Jm Gegenteil, ſie haben bewieſen, daß ihnen
das Schickſal der Jnflatſionsgeſchädigten völlig gleichgülrig
iſt. Die Betrogenen haben dieſes deutſchnationale Doppel
ſpiel endlich durchſchaut. Die Proteſte gegen den deutſch
nationalen Betrug und Wahlſchwindel häufen ſich.

Die Ortsgruppe Bielefeld des deutſchen Sparerbun
des hat an einige deutſchnationalen Abgeordneten thres
Walhhlbereichs das folgende Schreiben gerichtet

Herr Abgeordneter Treviranus!
Vor den letzten Reichstagswahlen haben Sie als

Kandidat der Deutſchnationalen Volkspartei des Wahl
kreiſes WeſtfalenNord zur Aufwertungsfrage nachſtehen-
de Erklärung abgegeben und in der hieſigen Preſſe ver
öffentlichen laſſen

An die Wähler des Wahlkreiſes WeſtfalenNord!
Zur Frage der Aufwertung aller Markſor-

derungen erklären wir zuſammenfaſſend noch einmal
1.

Ehrenworſitzenden des Hypothekengläubiger und Spa-
rerſchutzverbandes für das Deutſche Reich, der am 7
Dezember als deutſchnationaler Reichstagsabgeordneter
in dem Reichstag einziehht, werden wir bei der Ver
tretung ſeines Geſetzentwurfs unterſtützen.

2. Jn Fortſetzung der bisherigen Haltung der
deutſchnationalen Reichstagsfraktion treten wir für eine
individuelle Aufwertung nach Treu und Glauben ein

Bielefeld, den 2. Dezember 1924.
Die Spitzenkandidaten der deutſchnationalen Liſte Nr. 2

gez. G. R. Treviranus. gez. Dr. Hugenberg.
gez. Graf Merveldt. gez. Krieger.

Tauſende und aber Tauſende betrogene Sparer haben
Jhnen daraufhin ihre Stimme bei der damaligen Reichs

maliger Offizier auch zu ſeinem Worte ſtehen werde.
Das Zuſtandekommen der

Rechtsausſchuß des Reichstags über
haben bewieſen,

deren Abänderung
daß Sie und Jhre Parteifreunde nicht

digten Sparer vertreten haben, ſondern in kraſſem Wider

ſetzentwurf bekämpften, für die Annahme der ſchändlichen
Aufwertungsgeſetze ſtimmten und ſämtliche geſtellten Ver
beſſerungsantäge andrer Parteien ſyſtematiſch ablehnten,

Die Erbitterung iſt grenzenlos! Sie dürfen ver
ſichert ſein, daß wir Entrechteten bei der nächſten Reichs
tagswahl nichts vergeſſen haben und Jhnen wie Jhrer
Partei gebührende Abfuhr erteilen werden.

Der Vorſtand des Sparerbundes.
Ortsgruppe Vielefeld.

Dieſe offene Erklärung iſt deutlich, aber durchaus be
rechtigt. Mit den Stimmen der Rentner und Sparer ha-
ben die Deutſchnationalen einen Wahlſieg errungen. Bei

ee

Unſern Reichstagskandidaten Dr. Beſt, den

tagswahl gegeben in der feſten Erwartung, daß ein ehe

nur in keiner Weiſe die berechtigten Jntereſſen der geſchä

ſpruch zu Jhrem Wahlverſprechen ſogar den Beſtſchen Ge n
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s
ergiht ächſten Wahlen werden die Geſchädigten für dieſes

1247 ge Verhälten die Antwort den Deutſchnatſtonalen
1301 ſchuldig bleiben.

ür die Kleinrentner hat die demokratiſche Reichs
1821 aktion folgenden Antrag wingebracht:
3 Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregierung

1600 ſuchen, ſchleunigſt den Entwurf eines Kleinrentner
weh N gungsgeſetzes vorzulegen, der den verarmten Klein
e h ern einen Rechtsanſpruch auf laufende Rente gibt,

Berückſichtigung des Kulturminimums neben dem
O nzminimum. Wie wir dazu erfahren, hat die De

tiſche Partei in zahlloſen Orten Deutſchlands um
We Feſtſtellungen gemacht, die ergaben, daß die Not

leinrentner ſo offenkundig iſt, daß die demokratiſche
ztagsfrakion ſich trotz aller Schwierigkelten, die ſie
ie praktiſche Durchführung nicht unterſchätzt, ver
t geſehen hat, dieſen Antrag zu ſtellen. Tatſächlich
Lage eines großen Teiles des auf die Kleinrentner
ge angewieſenen, völlig verarmten Mittelſtandes ſo
m geworden, daß niemand einer Fortdauer des der

en Zuſtandes mehr ruhig zuſehen kann. Alle bis
n Reichsgeſetze und Reichsverordnungen haben es
vermocht, die verarmten Kleinentner vor materieller
u ſchützen und vor überflüſſigen ſeeliſchen Qualen zu
hren. Aus dieſem Grunde hat die demokratiſche
Stagsfraktion den Antrag geſtellt, um die Angelegen-

n 12 tun endlich einmal n Fluß zu bringen.
137

5 l Badiſche Wahlreform.
haffung Kleiner Wahlkreis ſtatt Liſtenſyſtem.
d der Ruf nach einem neuen Wahlrecht aus dem Lande

ing d oß. Jm Reiche iſt man bisher nicht mit Energie an
(tbeit gegangen, dagegen ſteht der badiſche Landtag
n der Beratung einer neuen Wahlreſformvorlage, die
Wahlkreiſe dem Liſtenſyſtem worzieht. Im Verfaſ
ausſchuß des badiſchen Landtags wurde jetzt das Ge
t den Stimmen der Sozialdemokratie und des Zen

gegen Deutſche Volkspartei und Kommuniſten ange
en, während ſich die Vertreter der Demokraten und
ürgerlichen Vereinigung bis zur Stellungnahme ihrer

ſtillgelegi

Nark. M
Million

ysbahn on

zur Verf
tillgelegte

fügung

genommen

n on der Stimme enſhielten,
h San Das Ergebnis der Ausſchußabſtimmung läßt erken

welche Tendenzen das neue Wahlgeſetz in Baden hat.
ſt eine zweifelloſe Begünſtigung der beiden großen

ien, die dort beſtimmen. Das Zentrum iſt auch
Anhänger kleiner Wahlkreiſe, aber die Sozialdemo
n ſind anderswo, insbeſondere im Reiche, bisher im
üheoretiſch und praktiſch Begründer des Liſtenſyſtems
en, das die Einzelperſönlichkeit nicht ſo ſehr in den
ergrund ſchiebbt. Da in Baden auch die Landesliſte
chafft werden ſoll, beſteht für die kleineren Parteien
jefahhr, daß ſie die Stimmen werlieren, die ihnen in
ganzen Anzahl von Wahlkreiſen gegeben werden,
er doch nicht für die Erringung eines Mandats aus

Deshalb ſind gerade Deutſche Volkspartei und
nuniſten, die beide in Baden keine große Rolle ſpie
jegen das Geſetz. Aber auch won demokratiſcher Seite
n Bedenken geltend gemacht, die insbeſondere darauf
jslaufen, taß das neue Wahlrecht eine Kandidatur
Frau in einem kleinen Wahlkreis bei den Parteien

nmöglich mache, die dann ſchon eine Frau zur Spitzen
datin machen müßten. Daran haben ſich aber die Wäh
och nicht gewöhnt und es iſt auch für eine Frau in den
en Fällen recht ſchwer, die ganze Wahlarbeit auf ſich
ihmen. Die großen Parteien haben allerdings immer
die Mögllichkeit, in den Wahlkreiſen, wo ſie zwei oder

es Ah Abgeordnete erringen, einen Platz mit einer Frau
nachſtehe ſetzen.

Preſſe Die Demokraten in Baden haben jedoch nicht nur Be
n gegen den neuen Entwurf, ſondern verkennen ſeine

„Nordl Küge nicht. Es iſt ja ſelbſtwerſtändlich, daß durch die
Nach fung kleinerer Wahlkreiſe das Parteileben wieder

ch ein diger gemacht werden kann und damit auch die poli
ßeſt d Arbeit im Volk beſſer durchgeführt werden kann.
und er iſt nicht unweſentlich, daß die kleineren Wahlkreiſe

der an nanches aufſtrebende politiſche Talent einen neuen An
geordnet zu vermehrter politiſcher Arbeit geben werden. Die
der Kn, nach vorwärts drängenden Kräfte brauchen nicht
n, abzuwarten, bis ſie eine große Parteimaſchine beher
altung v ſondern können ſich ſchon vorher auf Neuland be
ir für er.
auben en

deutſche und franzöſiſche Zündholz
Geſetz.

Die hineingelegte Rechtsregierung.
Der internationale ſchwediſch amerikaniſche Zündholz

ſetzt ſeinen Eroberungsfeldzug fort. Kaum daß im
chen Reichstag die Wellen der Erregung ſich geglät
ſäben, die durch die Beratung des Zündholzmonopol

es entſtanden, führt die gleiche Streitfrage in der
öſiſchen Kammer zu außerordentlich ſtürmiſchen Aus
üderſetzungen. Man weiß zur Stunde nicht einmal, ob
en franzöſiſchen Miniſterpräſidenten Ponincare ge
n wird, ohne ſchwere innerpolitiſche Kriſis über ſein

P holzmonopolgeſetz hinweggzukommen, Jedenfalls iſt
W Widerſtand in der franzöſiſchen Kammer gegen das

Wholzmonopolgeſetz, das die franzöſiſche Zündholzpro
lihWon wie in Deutſchland dem ſchwediſch- amerikaniſchen
i k ausliefern würde, außerordentlich groß.

Die Verſuchung liegt nahe, Vergleiche gwiſchen den bei

itigen Zündholzgeſetzen anzuſtellen. Die beiden
oholzmonopole unterſcheiden ſich in einer Reihe von

ütlichen Punkten, ja, man möchte ganz reſigniert ſa
daß wir in Deutſchland froh ſein könnten, wenn wir
franzöſiſche Monopol mit dem deutſchen austauſchen

ten. Gewiß, auch nach dem franzöſiſchen Geſetzent
würde der ſchwediſch amerikaniſche Truſt Produktion
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rchau n Markt in Frankreich ebenſo beherrſchen. Aber die
hpalel ißoſen haben ſich ihre Konzeſſion an die Schweden
gen keuer abkaufen laſſen. Der in der franzöſiſchen Kam-

mer umſtrittene Geſetzentwurf ſieht vor, daß der Stagt,
der das bisherige Staatsmonopol an die von den Schwe
den beherſchte Societe Generale des Allumettes“ abtritt,
am Gewinn des künftigen Privatmonopols beteiligt wird.
Die ſchwediſche Geſellſchaft garantiert dem franzöſiſchen
Stagt eine Mindeſtgewinnbeteiligumg in Höhe des Ertra-
ges aus dem bisherigen Staatsmonopol, ſodaß alſo für den
franzöſiſchen Staat auf jeden Fall die Umſtellung des Mo
nopals finanziell von Vorteil wäre. Dabei gibt der Stgat
ſein Recht nicht auf, wie im bisherigen Staatsmonopol die
Verkaufspreiſe für Zündhölzer feſtzuſetzen, da die Preisbe
ſttiimmung ausſchließlich in der Hand des Finanzminiſters
bleibt.

Auch volkswirtſchaftlich verſucht der franzöſiſche Staat
möglichſt wiel von den Schweden herauszuholen. So hat
er ſie vepflichten können, die franzöſiſche Produktion mit
Auslandsgeſchäften in erheblichem Umfang zu beteiligen.
Die in Frankreich erzeugten Zündhölzer werden alſo im
größerem Umfange auf dem Weltmarkt abgeſetzt werden.
Auch von dieſem Exportgewinn fälllt dem franzöſiſchen
Staat ohne weiteres 10 Prozent zu. Für in den Zündholz-
fabriken tätigen Arbeiter und Angeſtellten hat der fran

D. D. P.
Magdeburg

Heutſche Demokratiſche Partei Magdeburg

Sonntag, den 19. Juni 1927, vormittags
11 Uhr in der „Freundſchaft“ Prälatenſtr. 32

Politiſche Ausſprache
Es ſprechen

Reichstagsabgeordneter Dr. F. Raſchig
über

Deutſche Wirtſchaftspolitit
Stadtverordneter H. Dürge

über

Der Etatder Stadt Magdeburg

Eingeführte Gäſte haben Zutritt.

zöſiſche Staat weſentliche ſoziale Sicherungen und Beſſer
ſtellungen durchgeſetzt. Die durch die Schweden zu moder
miſterenden Fabriken in Frankreich würden bei Ablauf des
Verkrages ohne Entſchädigung an den franzöſiſchen Stact
zurückfallen.

Wie billig ſind im deutſchen Zündholzgeſetz lebens
wichtige Jntereſſen der nationalen Wirtſchaſt an den aus
ländiſchen Truſt im Gegenſatz zu Frankreich veräußert
worden! Keinerlei Entſchädigung für den Staat. Kei-
nerlei Exportbeteiligung. Das deutſche Zündholzgeſetz ſchützt
lediglich ein privatwirtſchaftliches Monopol reichsgeſetzlich
vor der privaten Konkurrenz!

Ernſt Lemmer, Mitglied des Reichstags.

Politiſche Notizen.
Ein merkwürdiger Landrat.

Der Landtat des Landkreiſes Hannover, Graf von
Wedel,, der kürzlich bei einem Feuerwehrfeſt in Hemmin
gen mit ſeinem ſchwarzweißrot dekorierten Kraftwagen
durch die Straßen fuhr, iſt wom preußiſchen Jnnenminiſter
aufgefordert worden, über den Tatbeſtand einen amtlichen
Bericht einzureichen.
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Der Streit um Potsdams Fahnen.
Das Urteil in der Verwaltungsſtreitſache zwiſchen dem

preußiſchen Staatsminiſterium und dem Magiſtrat der Stadt
Potsdam iſt zwar noch nicht gefällt worden, aber da die
Wände im Oberverwaltungsgericht anſcheinend Ohren haben,
ſo verlautet ſchon jetzt, daß ein Urteil zu erwarten ſei, wo
nach die Stadt Potsdam nicht gehalten werden könne, an
anderen als den geſetzlich feſtgelegten Feiertagen zu flaggen.

Falls ein derartiges Urteil tatſächlich ergehen ſollte,
ſo wird die preußiſche Regierung hoffentlich nicht länger
ſäumen um das zu tun, was vielleicht zweckmäßiger Weiſe
längſt hätte getan werden ſollen, nämlich ſofort dem Preu
ßiſchen Landtag eine Vorlage zu unterbreiten, wonach der
11. Auguſt als Tag der Verfaſſung zum geſetzlichen Feier
tag erklärt wird. Das iſt durchaus möglich und ſteht nicht
im Widerſpruch mit der Reichsregierung. Es darf ja daran
erinnert werden, daß auch der Reichspräſident den 11. Auguſt
als Tag der Weimarer Verfaſſung feiert, und ſchließlich braucht
auch Herr Marx als gegenwärtiger Reichskanzler gegen
einen ſolchen Antrag keine Bedenken zu hegen, denn ſein
Name ſteht mit unter einem Antrag aus dem Jahre 1022,
der damals im Reichstag eingebracht worden war und in
dem der 11. Auguſt zum geſetzlichen Feiertag erklärt werden
ſollte. Schließlich ſind auch in anderen Ländern Sonder
beſtimmungen über die geſetzlichen Feiertage geſchloſſen
worden. Natürlich wäre es zweckmäßig, wenn dieſe Frage
durch ein Reichsgeſetz geregelt würde. Daran iſt aber wohl
kaum zu denken, ſolange im Reichstag die jetzige Rechts
mehrheit beſteht. Jnfolgedeſſen wird ſich Preußen eben
ſelbſt helfen müſſen. a
Sentenzen des Grafen Weſtarp.

Graf Weſtarp ſchreibt der Deutſchen BismarckJugend“
ins Stammbuch: „Begeiſtert euch an den Vorbildern der
deutſchen Geſchichte in Ehrfurcht und mit dem feſten Willen,

ihnen nachzueifern. So werdet ihr heranwachſen zu einem
Geſchlecht, das würdig und gewachſen iſt der großen Auf
gabe, ein neues deutſches Kaiſerreich zu ſchaffen,
das frei von jeder Fremdherrſchaft in neuem Glanz und
neuer Größe erſtrahlt“. Weſtarp hat gut reden. Er
fordert die Jugend zur Schaffung des neuen deutſchen Kaiſer
reiches auf, während er ſich vor allem bemüht, durch Zu
ſtimmung zum Republikſchutzgeſetz. dem letzten deutſchen
Kaiſer den Eintritt ins deutſche Reich zu verriegeln.

ee e SFrideriens VRex und Otto Gebühr.
Hier geſchieht ein Wunder!

Der Filmſchauſpieler Otto Gebühr, der den Fridericus
Rex auf der Leinwand wieder lebendig gemacht hat, plaudert
im „Berliner Lokal-Anzeiger“ folgendermaßen

„Jch habe die Ueberzeugung gewonnen, daß ich irgend
wie vom Schickſal zu dieſer Aufgabe beſtimmt worden bin,
und dieſes Gefühl ſtimmt mich weihevoll und heiter.

Gehe ich daran, den ehrwürdigen Rock Friedrichs an
zuziehen, ſo will ich allein ſein. Ich will niemanden haben,
der mir hinein hilft, jeder Handgriff iſt mir ſelbſt ein Er
lebnis.

Es iſt, ſo arrogant es klingen mag, etwas von dem
großen Geiſt in mich gefahren, ich fühle mich vollſtändig
als König Friedrich.

Jch gehe umher in den Zimmern von Sansſouci und
alles iſt mir vertraut; ich ſehe durch die mich umgebenden
Menſchen hindurch und fühle ein unfaßbares großes Denken
Jch habe mich in das Empfindungs und Anſchauungsleben
Friedrichs hineingefühlt und wahre dieſe Gabe wie ein
heiliges Vermächtnis.

In kurzem beginnen die Aufnahmen zum letzten Teil
des FridericusRex-Dramas. Eine ſchwere Arbeit ſteht mir
bevor, die letzten 25 Lebensjahre des Königs. Ich muß
mit ihm altern bis zu ſeiner Sterbeſtunde. Wie ſchwer das
alles ſein wird, kann kein Menſch ermeſſen. Mit der Löſung
dieſer Aufgabe iſt die Beſtimmung meines Lebens erfüllt.

Nein, das ſoll kein Witz ſein. Otto Gebühr macht als
Fridericus keine Scherze. Da bleibt dem großen Preußen
könig nichts übrig als mit Goethe zu ſprechen „Du gleich ſt

dem Geiſt, den du begreifſt, nicht mir!“
e

Wie der Herzog von Coburg ſeine Steuern zahlt.
Die „Voſſiſche Zeitung“ brachte Ende Mai dieſe Mel

dung: Jm Kreisrat des Landkreiſes Gotha erklärte in die
ſſen Tagen der Gothaer Landrat Leutheuſſer, der im
Haushaltplan vorhandene Fehlbetrag hätte längſt ent
deckt werden können, wenn der ehemalige Herzog won
Sachſen Coburg und Gotha endlich ſeine rückſtändigen
Steuern an die Kreiskaſſe bezahlt hätte. Seitdem das
Gothaſche Landesvermögen auf Grund der Entſcheidung
des Reichsgerichts vom 26. Juni 1925 an den Herzog zu
rückgegeben worden ſei, habe dieſer keinen Pfennig an
Real und Mietzinsſteuern gezahlt, weil die Rentämter
mit der Veranlagung bis heute nicht fertig geworden
ſeien.

Der Kreisrat, der in ſeiner Mehrheit aus Vertretern
der bürgerlichen Parteien zuſammengeſetzt iſt, macht des
halb in einer Entſchließung darauf aufmerkſam daß es ge
vradezu un verſtändlich ſei, weshalb man die Veranlagung
zu den genannten Steuern für die großen Beſitzungen des
ehemaligen Herzogs noch nicht durchgeführt habe. Der
Kreisrat halte ſich für werpflichtet, öffentlich die Nichtver
anlagung dieſes größten Steuerzahlers im Landkreiſe feſt
zuſtellen.

Bei den „Kleinen“ iſt man nicht ſo nachgiebig. Es
iſt unverſtändlich, warum die Veranlagung des Herzogs
moch nicht durchgeführt worden iſt.

Beamtenfragen.
Demokraten und Reichsdienſtſtrafordnung.

Der Reichsausſchuß für Beamtenangelegenheiten brachte
in der Woche vor Pfingſten die 3. Leſung der Reichs
dienſtſtrafordnung zu Ende. Die Aenderungen, die
er an den Beſchlüſſen der 1. und 2. Leſung getroffen hat,
ſind im weſentlichen redaktioneller Natur. Abgeordneter
Brodauf (Dem.) hatte eine ganze Reihe Abänderungs-
anträge eingebracht, die den Geſetzentwurf nach den Wünſchen
der Beamtenorganiſationen, insbeſondere des Deutſchen
Beamtenbundes verbeſſern ſollten. Sie verfielen ebenſo der
Ablehnung durch die Regierungsparteien, wie die ſich meiſt
in der gleichen Richtung bewegenden Anträge der Sozial
demokraten. So wurden abgelehnt ein Antrag, wonach der
Unterſuchungsführer nicht durch die Eröffnungs- (Dienſt)
Behörde (die ſchon den Anklagevertreter beſtellt), ſondern
durch den Präſidenten des Reichsdienſtſtrafhofes ernannt
werden ſoll; ein Antrag, wonach die Beweisaufnahme auf
ſämtliche auch die vom Beſchuldigten vorgeladenen
Zeugen erſtreckt werden ſoll (der Entwurf ſtellt den Umfang
der Beweisaufnahme ins Ermeſſen des Gerichts); ein An
trag, wonach im Reichsdienſtſtrafhof neben den drei richter
lichen Mitgliedern vier Mitglieder aus dem Beamtenſtand
(nicht bloß zwei) mitwirken ſollen; ein Antrag, der die
Wiederaufnahme von Verfahren, die nach den alten Beſtim
mungen rechtskräftig entſchieden ſind, in größerem Umfang
zulaſſen will.

Nur in einem Fall wurde, auch nur durch eine Zufalls
mehrheit, ein Teilerfolg erziehlt. Die in der 1. und
2. Leſung nach dem Vorſchlag des Regierungsentwurfs an
genommene Bindung des Dienſtſtrafgerichts an die tatſäch
lichen Feſtſtellungen eines ſchon ergangenen ſtrafgerichtlichen
Urteils wurde, wie es auch der Retchsrat will, für den Fall
beſeitigt, daß die Dienſtſtrafkammer einſtimmig Zweifel an
der Richtigkeit der Feſtſtellungen hat; in dieſem Fall kann
das Dienſtſtrafgericht die Nachprüfung beſchließen. Eine weſent
liche Verſchlechterung erfuhr der Geſetzentwurf, indem die
Regierungsparteien folgende Beſtimmung 31 Abſ. 2)
beſchloſſen:

„Wird ein Mitglied (einer Reichsdienſtſtrafkammer)
an einenl außerhalb des Bezirkes der VReichsdienſtſtraf
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kammer iegenden Ort oder in den Warteſtand verſetzt, ſo
kann der Reichsminiſter des Jnnern das Mitglied auffordern,
ſein Amt als Mitglied der Reichsdienſtſtrafkammer nieder
zulegen; lehnt es dieſes ab, ſo entſcheidet der Reichsdienſt
ſtrafhof über die Fortdauer oder Beendigung der Mitglied
ſchaft durch Beſchluß

Um das preußiſche Polizeigeſetz.

Der Beamtengausſchuß der Deutſchen Demokratiſchen
Partei in Breslau hat ſich mit dem Entwurf eines preu
ßiſchen Polizeibeamtengeſetzes befaßt und in einer Ent
ſchließung zum Ausdruck gebracht, daß er dieſen Entwurf
für untragbar hält, weil er einen Abbau des Beamten
rechtes darſtellt. Der Ausſchuß fordert, daß alle Polizei
beamten unter das allgemeine Beamtenrecht geſtellt wer
den. Die Aufhebung des Berufsbeamtentums wäh-
rend der erſten gwölf Dienſtjahre, wie ſie der Geſetzentwurf
worſieht, iſt zu verwerfen. Nach Ablauf der zwölf Jahre
iſt bindendes Recht dahingehend zu ſchaffen, daß jeder
Polizeibeamte ein Anrecht auf lebenslängliche Anſtellung
hat. Die Anfallfürſorge für Polizeibeamte iſt den beſon
ders ſchwierigen Dienſtverhältniſſen der Polizeibeamten
anzupaſſen.

Zur Abfindung der Junglehrer.
Wie aus Lehrerkreiſen mitgeteilt wird, hat nur eine

geringe Anzahl von Junglehrern von der Möglichkeit einer

Abfindung Gebrauch gemacht. Als Abfindung werden
1000 Mark gezahlt. Die Regierungen verfahren indeſſen
bei den Abfindungsgeſuchen recht worſichtig, wenn nicht
gar engherzig. Da der Staat ſich durch die Gewährung
der Abfindung von der morgliſchen Verpflichtung befreien
will, die Junglehrer im Schuldienſt anzuſtellen, ſo wider
ſpricht es dem Sinn und dem Willen des Regierungser
laſſes, wenn die Regierungen nicht in weitgehendem Maße
den Anträgen der Junglehrer und Junglehrerinnen ent
gegen kommen.

Wirtſchaftliches
Neue Dammbauten in der Nordſee.

Nach einer Mitteilung des Demokratiſchen Zeitungs
dienſtes“ wird in dieſem Jahr außer dem ſoeben einge
weihten HindenburgDamm zwiſchen der Jnſel Sylt und
dem Feſtland noch ein weiterer Damm fertiggeſtellt, der
Olland mit dem Feſtlande verbindet. Jm Jahre 1928
ſoll dann ein Damm Oland-Langeneß gebaut wer
den. Ferner haben die zuſtändigen preußiſchen Miniſterien
Unterhandlungen veranlaßt über weitere Dammbauten,
die die Halligen mit dem Feſtland verbinden ſollen und
weiterhin iſt auch ein Damm zwiſchen der Jnſel Am r um
und Wyk auf Föhr geplant. Dieſe Dämme ſind jedoch
keine Eiſenbahndämme, ſondern ſie haben den Charakter
von Schutzbaudämmen mit dem Zweck der Landgewinnung
im Wattenmeer.

Die deutſchen Aktienmiſſionen Januar bis MafDie Aktienmiſſtonen ſind im letzten Viertehnh

und im Vierteljahr 1927 ungefähr gleich geweſen
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April 1927 iſt eine Steigerung der Emiſſionen von
zu werzeichnen.
Kapialmarktes zugleich mit
kurſen nachgelaſſen.
Vierteljahresheft des Jnſtituts für Konjunkturfo
ergibt, anzunehmen, daß die Durchführung der beſ
nen Kapitalerhöhungen, nach denen eine ähnliche
ausgabe wie im April zu erwarten war, nicht in
Höhe erfolgen wird. Auf dem Markt der feſtverzin
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Folgen der zunehmenden Teuerung.
Von Ehrenobermeiſter Wilh. Knieſt, M. d. P. L.,

Kaſſel Wilhelmshöhe
Die Einlagen in den Sparkaſſen nehmen in erfreu

cher Weiſe zu. Das darf aber ſicher ſein, der Sparſinn
ſt wohl vorwiegend ein erzwungener, da bei der unſicheren

Wirtſchaftslage bei vielen Sparern die Sorge der mög
ichen Arbeitsloſigkeit die Arſache iſt. Wenn das alles,
was heute noch durch traurigere Zeiten während des an

Möeen Krieges und des Jnflationsſchwindels in den Haus
Nhaltungen Fehlende ergängzt würde oder ergänzt werden

könnte, würde der innere Wirtſchaftsmarkt beſtimmt gut
beſchäftigt ſein.

Viele warten auch noch auf den vom ehemaligen
Reichskangler Dr. Luther angekündigten Preisabbau, der
ja bekanntlich zum 1. Oktober 1925 da ſein ſollte. Das
Gegenteil iſt leider eingetreten. Faſt alles iſt teurer ge
worden, die Jndexzahlen und noch ſicherer das Porte
monnaie der Hausfrau ſind Beweis dafür. Es glaubt

d den Vih wohl bald niemand mehr an den Preisabbau, allenfalls
burg der Landwirt, welcher Schweine züchtet. Dieſer unver

hältnismäßig niedrige Schweinepreis wird abermals das
Gegenteil auslöſen. Eine Zeitlang läßt ſich der gute
Deutſche mit dem in der Vorkriegszeit ſcharf eingehäm
merten Untertanengefühl ſolche Verſprechungen gefallen,
aber ſchließlich geht es nicht mehr, und dann kommt der
Augenblick, wo, wie es in der neuen Zeit heißt, Forderun
gen geſtellt werden, möglichſt durch die modernen Orga
miſationen auf der ganzen Linie. So haben die Arbeiter
in wielen Berufszweigen dieſes getan. Die Lohnbewe
gung iſt freilich noch nicht abgeſchloſſen. Aber man kann
ſchon ſagen 7 auch 8 Pfennig per Arbeitsſtunde bei Lohn
arbeit wird der Endeffekt ſein, alſo bei 2400 Arbeits
ſtunden zirka 180 Mark im Jahre Zulage. Die Zulage
wird und muß zum Teil ausgegeben werden für Miets
erhöhungen und für ſonſtige Zwecke des Lebens Sie wird
in der Hauptſache dem Lebensimittelhandel zugeführt wer
den, das heißt einem Teil des gewerblichen Mittelſtandes.

Aber die übrigen Geſchäftsleute wollen auch verkau
fen. Jch glaube, daß bei der zunehmenden Teuerung für
den Schreinermeiſter, den Schneidermeiſter Schuhmacher
meiſter nicht viel übrig iſt, beſondes wenn bedacht wird,hüäl daß die Maßnahmen der Reichsregierung gerade nicht ver
billigend wirken. Die unnatürliche Steigerung der Tele

ssereſ e hongebühren von 6 Mark auf 18,50 Mark pro Monat,
Fenn a 125 Prozent muß ſich auswirken, ebenfalls die in

Ausſicht genommenen ſonſtigen Poſtgebührerhöhungen

koſten Bri ſo ganz ungeheure Belaſtungen für
oßbetriebe, welche auf Export in das Ausland ange vie

ſen ſind. Haben wir doch in Kaſſel eine Firma, für
welche die Erhöhung der Poſt gebühren um zirka 50 Pro
Ant ungefähr 90 000 Mark im Jahre ausmacht. Daß
ſolche Firmen verſuchen werden, mit der Reklame zu ſpa

en ken, iſt leicht begreiflich, beſtimmt nicht vorteilhaft für
heitshäl unſeren Außenhandel.
15 Nach all den Vorgängen iſt es begreiflich wenn nun

die Beamtenſchaft ſich nicht mehr vertröſten läßt ſteht
doch ihr Einkommen in den meiſten Gruppen noch unter
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m Vorkriegsſtand. Das Handwerk hat ein berechtigtes
ntereſſe daran. daß ihm der Beamte, überhaupt alle
Lohn und Gehaltsempfänger, etwas gabkaufen können
bei vielen hat es aber nicht weiter gereicht, wie für das
Allernotwendigſte. Ja, viele haben nach Nebenverdienſten
ichen müſſen. Auch hier liegt ein lebhaftes Jntereſſe des
Handwerks und des Gewerbes vor. Alle Soelbſthilfe durch
Selbſtanfertigung von Gebrauchsgegenſtänden oder Mit
jliedſchaft bei Konſumanſtalten uſw. ſchmälert natur
jemäß das Abſatzgebiet des Gewerbes.

Die Reichs wie die Staatsregierung haben ſchon lan
eeingeſehen, daß ein Ausgleich der wachſenden Ausgaben
ſeſchehen muß. Aber die ungeheuerlichen Laſten, welche der
erlorene Krieg bedingt, Haben den guten Willen nicht
ur Tat werden laſſen. Jetzt ſoll nun eine allgemeine
Zeſoldungsreform durchgeführt werden. Die Frage, wo
er die Mittel genommen werden können, ſteht noch offen.
hier werden Hunderte von Millionen benötigt werden;
Lenn auch die Poſterhöhungen nach Voranſchlag zirka 250
Millionen bringen ſollen, nach Anſicht der Wirtſchafts
weiſe freilich viel mehr, trotz Rückgang des Verkehrs, ſo

eicht dieſe Summe doch bei weitem nicht aus Ob die
Seſſerung der Wirtſchaftslage eine ſtetige iſt, bleibt frag
ich, alſo müſſen neue Steuerquellen erſchloſſen werden.

er heißt es für den Mittelſtand gufgepaßt, daß nicht der
lte Grundſatz von früher platzgreift. das Arbeiten und
ſteuerzahlen der breiten Maſſen des Volkes Hier können

r Erhöhungen oder Belaſtungen kommen, welche wirk
ich von allen Schichten des Volkes getragen werden. An
ine Vereinfachung der Verwaltung, welche ſtets verlangt
ird, iſt bald nicht mehr zu glauben Genau wie die Eigen

I vödelet der eingelnen Länder im deutſchen Vaterland
t zu beſeitigen iſt, ſo geht dieſes Zerſplittern auch durch

e 2
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Pleischſſ

Geld jemand erhält, ſondern was für das Geld gekauft
werden kann, ſonſt wären wir ja in der Zeit, als wir
Millionen in der Taſche hatten, die glücklichſten Menſchen
geweſen.

Reichswehrminiſterium und Handwert.
Mißſtände bei Auftragserteilungen.

Wie der „Demohkratiſche Zeitungsdienſt“ mitteilt, iſt
in führenden Handwerkerkreiſen erhebliche Mißſtimmung
darüber entſtanden, daß beſtimmte Befehlsſtellen der Reichs
wehr und der Reichsmarine ein überaus geringes Verſtänd
nis für die ſchwierige Lage zeigen, in der ſich das deutſche
Handwerk befindet. Es liegt eine ganze Anzahl von Einzel
fällen vor, in denen Beſchwerden laut geworden ſind. So
haben ſich u. a. verſchiedene Hand werkskammern an mili
täriſche Befehlsſtellen gewandt, um die ſogenannte Schwarz
arbeit von Reichswehrangehörigen zu verhindern. Es dürfte
ja bekannt ſein, daß dieſe Schwarzarbeit auch vom Reichs
wehrminiſterium bekämpft wird, weil durch ſolche mit Neben
verdienſten verbundenen Arbeiten Arbeitsloſen die Beſchäf-
tigungsmöglichkeit entzogen wird. Die Kommandantur der
Marineſtation in Wilhelmshaven hat u. g. auf einen der
artigen Hinweis einfach erklärt, daß es nicht möglich ſet,
Militärperſonen die Ausübung ihres Handwerks außerhalb

mommen und zwar ergaben dieſe Nachprüfungen ein
Mehr an Reichsſteuern von 98 908 888 Mark, an Landes
ſteuerm, Kirchenſteuern und ſonſtigen Steuern ein Mehr
won 10266 071 Mark. An Geldſtrafen wurden verhängt
4898 843 Mark. Die größte Summe an Mehrſteuern
wurde vom Landesfinanzamt Berlin feſtgeſetzt, Und zwar
betrugen hier die Mehrſteuern 32 000 000 Mark. Es
folgen dann der Bezirk des Landesfinanzamtes Breslau
mit Mehrſteuern von 8,2 Millionen Mark, Düſſeldorf mit
7,6 Millionen Münſter mit 7,2 Millionen und Köln mit
5,3 Millionen Mark. Die geringſte Summe an Meheſteuern
wurde im Begirk des Landesfinangamtes Oldenburg feſt
geſetzt; ſie betrug hier nur etwas über 300 000 Mark.

e

Das Programm der deutſchen Bauernſchaft.
Ueber die grundlegenden Richtlinien des Programms

der deutſchen Bauernſchaft iſt ſchon bei den bisherigen Ver
handlungen volle Einigkeit erzielt worden. Die Dürchbe
ratung und Einigung über alle Einzelpunkte des zukünf
tigen Programms iſt einer bälerlichen Programmkommiſ
ſion vorbehalten, die vorausſichtlich in der letzten Juni
woche zuſammentreten wird und die ſich aus führenden
Landwirten der verſchiedenen Verbände Zuſammenſeetzt.
Eine gemeinſam beſchickte Vertreterkagung wird dann im
Auguſt dieſes Jahres das endgültige Programm beſchlie

n kleineren Geſchäftmann neue

D. D. P.
Magdeburg

Gruppe Rordfront, Alte Neuſtadt

Dienstag, den 14. Juni, abends 8 Uhr

ſpricht im Café der „National- Feſt
ſäle“, Eingang Hohepforteſtraße 57

Magiſtratsrat Kurth
über:

Welche Aäoüeründen 90s An

Werlüngshssetzes Stehen heuer

Giüſte haben Zutritt.

ßen und den engeren und erweiterten Vorſtand wählen

Eine Million Kleingärten in Deutſchland.

Auf Grund der land wirtſchaftlichen Betriebszählung
wurden im Deutſchen Reich 1072 023 Kleingärten mit
einer Fläche unter 500 qm ermittelt. Dieſe Kleingärten
hatten zuſammen eine gärtneriſch benutze Fläche von
28 000 ha.
gartenbewegung gerade in den letzten achtzehn Jahren und
namentlch in der Zeit während des Krieges und nach dam
Kriege erheblich an Umfange gewonnen hat. Auch die
ſtarke Zunahme, welche die ausſchließlich gärtneriſch be
nutzten Betriebe von 5 50 a gegenüber der Zählung
won 1907 erfahren haben hier wurde eine Zunahme von
200 000 feſtgeſtellt deutet in dieſe Richtung.

32

Steuerſtundung bei Hochwaſſerſchäden.

Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Rund
erlaß darauf hingewieſen, daß anläßlich der großen Hoch

waſſerſchäden, die in letzter Zeit in verſchiedenen Gegen
den des Reiches eingetreten ſind die früheren Richtlinien

über Steiterſtundung auch weiterhin ſinngemäß anzuwen
dem ſind. Bei der Herbſtveranlagung 1927 und der Früh
jahrsveranlagung 1928 häben die Finanzämter vei Hoch
waſſerſchäden und ähnlichen Ereigniſſen im Benehmen mit
den Landesbehörden und mit den Vertretern der betroffe
nen Gegenden, ſowie unter Umſtänden mit Angehörigen

des Dienſtes zu unterſagen. Weiter ſind neuerdings auch
die Bekleidungsmagazine von Reichswehr- und Marineſtellen
dazu übergegangen, Extra- Uniformen anzufertigen, und für
dieſen Zweck ſind ſogar beſondere Mannſchaften eingeſtellt
worden. Dieſe Magazine ſind militäriſche Reichsbetriebe
und haben jetzt eine eigene Schneiderwerkſtatt eingerichtet
In einem Schreiben des Reichsverbandes des Deutſchen
Handwerks wird ausdrücklich darauf hingewieſen, daß die
Geſamtheit der Steuerzahler an den erheblichen Beträgen,
welche die Unterhaltung der Wehrmacht erfordert, derartig
beteiligt iſt, daß die Steuerzahler auch wohl erwarten können,
in dem Verbrauch der Reichswehrangehörigen eine Verdienſt
möglichkeit zu finden. Weiter liegen noch Beſchwerden
darüber vor, daß die Auftragserteilung von Mannſchaſts

erfolgt iſt.

fach mit dieſen Klagen beſchäftigt und ſie hat in einem
Schreiben an das Reichswehrminiſterium u. a. ausdrücklich
darauf hingewieſen, daß es weder im Intereſſe des Hand
werks noch im Intereſſe der Reichswehr gelegen iſt wenn
die Vergebung von Mannſchaftsſchränken, für die im Haus
haltsplan recht hohe Beträge ausgeworfen ſind, nicht an
das ſelbſtändige Handwerk, ſondern an Strafanſtalten er
folgt. Ebenſo iſt es nicht zu rechtfertigen, wenn militäriſche
Reichs Betriebe Privatauſträge ausführen. Die demokra
tiſche Reichstagsfraktion hat beim VReichswehrminiſſterium
den dringenſten Wunſch ausgeſprochen, daß das Miniſterium
alle Dienſtſtellen in beſtimmteſter Form anweiſt, Maßnah
men zu unterlaſſen, die den um ſeine Exiſtenz ringenden
ſelbſtändigen Mittelſtand noch weiterhin gefährden.

Ergebnis der Buchprüfungen 1926.

109 Mill. A Mehrſteuern 5 Mill. Geldſtrafen.
lle Verwaltungen, ja bis in die einzelnen Volkskreiſe mit
en ihnen naheſtehenden Organiſationen.

Letzten Endes wollen die Menſchen auch alle beſchäf
t werden und leben. All die beabſichtigten und durch
eführten ationaliſterungebeſtrebungen haben doch iner en dazu geführt, Menſchen arbeitslos und da

lit unzufrieden zu machen. Eine Verbilligung für die
reite Maſſe des Volkes iſt nicht eingetreten, das tägliche

eben wird imme teurer. Wirklich helfen kann nur ein
Urückgehen der Preiſe. Der alte Grundſatz iſt ſchon im
er noch der richtige; es kommt nicht darauf an, wieviel

Der Reichsminiſter der Finanzen hat dem Reichstag
eine Ueberſicht über das Ergebnis der während des Rech

nungsjahres vorgenommenen Buchprüfungen übermittelt.
Aus dieſer Ueberſicht ergibt ſich, daß die größte Zahl der
Prüfungen im Landesfinanzamt Hannover ſtattgefunden
hat, und zwar ſind hier 14 851 Fälle geprüft worden. Es
folgen dann Berlin mit 9838 und Breslau mit 6 482 Fäl
len. Jn rund 4000 Fällen haben bei den Landesfinanz
ämtern Brandenburg, Darmſtadt, Düſſeldorf, Magde
burg und Münſter Nachprüfungen ſtattgefunden. Jns-

Aus der Arbeit der demokratiſchen Reichstagsfraktion

ſchränken nicht an Handwerker, ſondern an Strafanſtalten

Die demokratiſche Reichtagsfraktion hat ſich mehr

geſamt wurden Nachprüfungen in 83 706 Fällen Lorge

der Berufsvertretungen Erhebungen über den Kreis der
Betroffenen und die Höhe des Schadens anzuſtellen.

v

Das Steuervereinheitlichungsgeſetz.

Wie verlautet wird das Reichskabinett erſt endgültig
über das Steuervereinheitlichungsgeſetz Beſchluß faſſen,
wenn der Reichsfinanzminiſter Dr. Köhler wieder nach
Berlin zurückgekehrt iſt. Mit der Rückkehr des Reichs
fincinzminiſters iſt am 13. Junt zu rechnen. Einſtweilen

ſind weitere Beſprechungen über den Geſetzentwurf gwi
ſchen Reich und Ländern nicht vorgeſehen. Die bayeriſchen
Bedenken gegen den Geſetzentwurf ſind inzwiſchen bekannt
gegeben. Sie gehen darauf hinaus, daß das Ertrags
ſteuerſyſtem unter allen Umſtänden in der Hand der Ein
zelſtagten bleiben muß. Von ſeiten anderer Länder

miniſter werden mehr praktiſche Bedenken gegen den Ent
wurf erhoben. So iſt u. a. darauf hingewieſen worden,

daß angeſichts der Ueberlaſtung der Finanßämter eine ſo
fortige Uebertragung der Realſteuer- Veranlagung guf die
Finanzämter nicht möglich ſein würde.

Aus der Arbeit der demokratiſchen Landtagsfraktion

Reichsarbeitsminiſter und Vodenreformgeſetz,

Der ſchatellen Verabſchiedung des preußiſchen Städte
baugeſetzes ſind dadurch Schwierigkeiten entgegengetreten,

weil das Reich das Bodenreformgeſetz (Wohnheimſtätten-
geſetz) nicht fertiggeſtellt hat. Wie der „Demokratiſche Zei
tungsdienſt“ erfährt, hat Reichsarbeitsminiſter Dr. Braun
nünmehr erklärt, daß dieſes Geſetz in Bälde dem Reichstag
vorgelegt werden ſolle.

Wenn von ſeiten des Reiches geſagt wird, daß die Be
ratungen über das Wohnheimſtättengeſetz ſchlecht vorwärts
gegangen ſeien, und daß dadurch die Vorlegung bisher
immer wieder unmöglich geworden ſei, ſo entbehrt das je
der Begründung Jm Mai vorigen Jahres hat bereits
der Reichstag einen demokratiſchen Antrag mit ungefähr
Zweidrittelmehrheit angenommen, der die Vorlegung des
wom Damaſchke Ausſchuß ausgearbeiteten Wohnheimſtät
tengeſetzes verlangt. Der Geſetzentwurf des Damaſchke
Ausſchuſſes liegt fertig vor, und die Reichsregierung iſt
eben durch den Reichstagsbeſchluß aufgefordert worden,
dieſen Geſetzentwurf worzulegen. Bis heute ich das nicht
geſchehen. Es hätte aber geſchehen können, ſelbſt wenn
einige Aenderungen daran vorgenommen werden ſollten.
Das Wohnheimſtättengeſetz iſt deshalb ſo wichtig für die
Durchführung des Städtebaugeſetzes, weil die Frage der
Enteignung reichsgeſetzlich geregelt werden muß, das

Aus dieſen Zahlen ergibt ſich, daß die Klein



hierüber wertlos wäre.

Schikanen für das Bauerntum.
Notwendige Reform der Körord nungen.

Aus SchleswigHolſtein wird geſchrieben Jn Bad
SchleswigHolſtein) hat das Amtsgericht zwei
wirte zu je 10 000 Goldmark Strafe verurkeilt.

es ſchweren Diebſtahls oder ſonſtigem
Nein, nur deshalb, weil der eine ſeine

Kuh bei dem nicht angekörten Bullen des andern hat
und das nur deshalb, weil im Bezirk des

offigiellen Dechbullen Maul und Klauenſeuche herrſcht.

Bei der Nachprüfung dieſes n ne r
vielfach unrichtig erlaſſen ſind. Reichsminiſterium des Innern Artur Heſſe- Berlin. AmMeiſt ſind ſie dem preußiſchen Geſetz vom 5 Mür e e ne dann W öffentliche e Kund

e e e gebung ſtatt, auf der als Redner Staatsminiſter Leers
den hand wirtſchaftlichen Kamm
grundbeſitz ſtark beeinflußt

Segeberg
keine Land
Wohl wegen ein
groben Vergehen

deckem laſſen

daß die Körordnungen

ern und damit vom Groß
Sie leiſten ſich merk würdige

So hat die für den Bezirk Segeberg gültige
daß ſtets auf die HöchſtKörordnung einfach beſt HöchDas Geſchrei möchten wir einſtrafe zu erkennen

mal hören, wenn hiervon auch der Gr
kroffen würde, der ja ſo gern zahlt! Aber der braucht
behanntlich ja keine fremde Bullen und die Benutzung des
eigenen iſt nicht ſtrafbar, auch
Es richtet ſich dieſe M
Bauern, und der mu
10 000 Goldmark bezahlen.

Von den verſchiedenſten Seiten auch der demokrati

ken des Preußiſchen Landtags, iſt ange ichleunigſt in Ordnung zu brin SandbergEberswalde feierte in den letzten Tagen das
gen. Auch der preußiſche Juſtige und Landwirtſchafts Feſt ſeines 70. Geburtstags. Sandberg wirkt ſeit 1908 un
miniſter ſtehen auf dem Standpunkt
der Körordnungenlich erfolgen muß. Jm übrigen hat auch das Amtsgericht re r gemacht, denn es mußte bei der berg, der ſich mit Stolz einen Jünger Eugen Richters

daß jene dort geltende Körord nennt iſt gleichzeitig ein Vorkämpfer der Demokratiſchen

wenn er nicht angekört iſt.
alſo nur gegen den kleinen

ß dann für einen einzigen Fall

ſcher Abgeordne
regt, dieſe Körordnungen

an das preußiſche Geſetz nunmehr end iſt in den langen Jahren einer der Hauptführer der

Segeberg einen Schnitzer
Nachprüfung feſtſtellen
nung dem Geſetz nicht entſprach.

Parteinachrichten.
Die Demokratiſche Partei an Profeſſor Greßler.

Aus Anlaß des 50. Geburtstages hat der Hauptvor raffti n ar mente genDemokratiſchen Partei an den preußi d im Eberswalder Stadtparlament gefunden

ſchen Landtagsabgeordneten Profeſſor Greßler ein Tele
dem Mitſtreiter and verdienſt

wollen Politiker die herzlichſten Glückwünſche ausgeſprochen

ſtand der Deutſchen

gramm gerichtet, in dem

Ein JournaliſtenJubiläum.
eſen Tagen hat ein werdienſtvoller demokratiſcher der

Alfred Scheel,
begangen, denn ſeit zwanzig Jahren ſteht die

ſche Landeszeitung“ unter ſeiner Leitung.
Scheel hat es verſtanden, der „Neuen Badiſchen

Und darüber hinaus im Reich abends 724 Ahr in den „Altſtädter-Bürgerſälen“, Apfel
chern. Er iſt ſchon ſeit Jahren ſtraße 9 (Muſikzimmer).
es der Stadt Mannheim und

eit ſuünfundzwanzig Jahren für den Wahlkreis eiſer Bär Wei wiſchen tagehingen dem BVadiſchen Land e Bär“, Weinſaßſtraße 6. Erwünſcht iſt ſtar

tag an. Mit beſonderem Eifer hat ſich Scheel ſtets der S
journaliſtiſchen Standesintereſſen e e Er n
Begründer der badiſchen RedakteurOrganil ſation un Tunt vormitt 1 Uhr i Freund rnVorſitzender des Landesverbandes der badi re 14 Ahr in der „Freundſchaft“, Prä

Der badiſche Verband hat ihn in Anerken
mung ſeiner Verdienſte zum Ehrenvorſitzenden ernannt.

8. Demokratiſcher Beamtentag in Darmſtadt-
Das Programm des 8. Beamtentages des Reichsaus-

ſchuſſes der Deutſchen Demokratiſchen Beamten iſt nunmehr Die Gruppe Nordfront-Alte Neuſtadt
endgültig feſtge

Journaliſt,

„Neue Badi

Landeszeitung! in Baden
eine führende Stellung zu ſi
Mitglied des Bürgerausſchuſſ

MannheimWeinheimSch

langjähriger
ſchen Preſſe.

Die Tagun

ür Gartenbeſitzer und Pflanzenfreunde.
Acht Ratſchläge für Gartenbeſitzer.

Nadelhölzer und andere Ballenpflanzen Sia lldü ugmüſſen während des Sommers regelmäßig und reichlich feucht der Stalldünger flach eingegraben.

Wicken, Lupinen, Senf u. a. die als Gründüngungs
langen angebaut ſind, müſſen in voller Blüte untergegraben

oder gepflügt werden.
Auf das Auftreten

und ſofort mit

n nen d ineeſter vernichten, die Ameiſen ver niſter von Hammerſtein iſt eine Züchtung der Staatslehr undund der Gartenbeſitzer hat Schaden, Forſchungsanſtalt für Obſt Wein ne arten zu Wenn

des amerikaniſchen Stächelbeer-

meltaues achten
dolaPaſte ſpritzen. Anwiſſ

4. Ameiſen und deren
ppen die Blattläuſe,

i gelegene Srdb den entrankt. Unfrucht-Abgetragene Erdbeeren werden entrankt. Anſruwr ſonnenwärts leicht gerötete Apfel iſt von hervorragendem anhare Erdbeerſtocke, die wohl geblüht, aber nicht getragen ha genehm weinſäuerlichen e lebt n Ananes e

ben, werden entfernt und durch beſſere neu erſetzt6. Krebswunden der Obſtbäume ſind mit 15- bis 20pro mittelgroß bis groß; ſie erreicht bei guter Pflege ein Gewicht
igem Obſtbaumkarbolineu

7. Friſchgepflanzte Clematis Jerde angehaäufelt, um den Wurzelballen vor dem Austrocknen allen Formen ſehr gut und iſt beſonders auch geeignet für
Durch die Sonne zu ſchüßen und das Abſterben der Ranken zu Spaliere, ſenkrechte Schnurbäume und AFormen. Als Hoch

m zu behandeln.

an den wagerechten Schnurbäumen großen Fruchtbarkeit die Aepfel klein bleiben.8. Wenn die Leittriebe
zu ſchwach wachſen, ſo müſſen ſie hochgebunden werden.

Pflege der Spargelbeete.
Das Spargelſtechen wird mit dem 24. Juni beendet. Ste am meiſten beſuchen und ſich an ihrer Pracht erfreuen. Er

ſchwächen wir den Wurzelſtock, ſchmä wird in ſeiner Freude gerne ſeinen Kindern erhöhte Aufmerk
lern uns die nächſtjährige Ernte. Die nun hervortreibenden ſamkeit ſchenken. Außer einer Nachdüngung von 25 g Na-
Spargelpfeifen wandeln ſich in kurzer Zeit in grüne Bäumchen tronſalpeter oder ebenſowiel Amonſulphatſalpeter auf den Ge
um. Das Spargelgrün hat die Aufgabe, Erſatznährſtoffe zu viertmeter wird es ſein Augenmerk auf die Bekämpfung der
bereiten und dem Wurzelſtock zuzuführen. Nach der Ernte be Schädlinge richten. Gegen die Blattläuſe 1 kg Quaſſia und
ginnt erſt die rechte Pflege des Spargels. Wir müſſen den ge 2 kg Schmierſeiſe auf 100 Liter Waſſer: gegen den Meltau
chwächten Pflanzen neue Nahrung zuführen. Dieſe beſteht in ſchweſfeln an heißen Tagen mit gemahlenem Schwefel, gegen

und flüſſigem Dünger.

chen wir länger, dann

und Bei älteren Anlagen iſt Jauche den Roſtbefall der Blätter ſpritzen mit Vordelaiſer Brühe;
ſchätzbarem Wert. weil ſie ſich leicht zwiſchen die Wur 2 kg Kupfervitriol und 2 kg ungelöſchten Kalk auf 100 Liter

zeln verteilt, von den Pflanzen leicht aufgenommen und ver- Waſſer. Für Gartenbeſier, die ihr Sortiment vergrößern
eit n man auf 1 Ar noch 6 8 kg oder ſich ein neues zulegen wollen, iſt jetzt der Zeitpunkt gekom

Kainit und Thomasmehl ſowie 3 kg Chiliſalpeter. Alle 2 bis men, andere Roſengärten, beſonders die der Spezialzüchter, zu

8 Jahre gebe man auf ſtGramm aufs Geviertmeter.

arbeitet wird. Außerdem gib

Die Düngung geſchieht aber nicht dieren.

preußiſche Städtebaugeſetz alſo ohne Reichsbe ſtimmungen 12. Juni in Darmſtadt ſtatt. Sie begann am Freikag, Dienstag, den 14. Juni 1927, abends 8 Uhr im Caſe
den 10. Juni mit einer Sitzung des Reichsvorſtändes und „National-gFeſtſäle“, Hohepforteſtraße 57, einen Vortrags- n
einer Delegiertenverſammlung, Jn einer öffentlichen Vere abend. Magiſtratsrat Kürth ſpricht über „Welche Aen
ſammlung, die abends im ſtädtiſchen Saalbau in Darmſtadt derungen des Aufwertungsgeſetzes ſtehen bevor Wir bit-
ſtattfand, ſprachen Staatspräſident a. D. Hieber, M. d. L, ten um zahlreiche Beteiligung. Eingeſührte Gäſte haben
Stuttgart über das Thema: „Konkordat und Reichsſchil Zutritt.
geſetz Regierungsrat Gerhard Vogt, Berlin, über „Die
Beamtenpolitik der Reichstagsfraktion und Redakteur
Reiber, Darmſtadt, M. d. L. über: „Aktuelle Beamtenfra-
gen. Jn der Delegiertenverſammlung am Sonnabend
werden dann die nachſtehenden Themen behandelt. Der
Beamte im neuen Staat“, Referent Regierungsrat Vogt
Berlin, „Die Beamtenbeſoldung“, Referent Poſtinſpektor
BavrteldHannover, M. d. Pr. L. „Das Problem der Be
amtkenbildung“, Referent Regierungsoberinſpektor im

Karlsruhe ſprechen wird.

80. Geburtstag Payers.
Der Senior der deutſchen Demokraten, Vizekanzler

a. D. Payer feiert heute Sonnabend ſeinen 80. Geburts
ſitzer ben tag in völliger Geſundheit. Die Demokratiſche Partei

ohgtündbeſtger w Württembergs veranſtaltet aus dieſem Anlaß einen par
lamentariſchen Abend, bei dem nach Anſprachen der Staats
präſidenten a. D. Hieber und Hellpach und der Reichstags
ab geordneten Erkelen z und Dr. Haſas eine Beglück
wünſchung des Jubilars erfolgt.

Juſtizrat Sandberg 70 Jahre.
Der demokratiſche Kommunalpolitiher Juſtizrat

daß die Anpaſſung unterbrochen als Stadtverordneter in Eberswalde. Er

Stadtverordnetenverſammlung geworden. Juſtizrat Sand-

Partei, nachdem er in früheren Jahrzehnten für die fort
ſchrittliche Volksparei gearbeitet hat. Die Stadt Ebers
walde hat ſeine kommunalpolitiſchen Verdienſte durch Ver
leihung des Ehrenbürgerbriefes gewürdigt. Bedeutungs
woll war, daß der Antrag auf Verleihung des Ehrenbür
gerbriefes an Juſtizrat Sandberg die Zuſtimmung a IlIer

Bezirk Magdeburg
Veranſtaltungen

ein ſeltenes Journaliſten Deutſchen Demokratiſchen Partei,
Ortsgruppe Magdeburg.

Geſchäſtsführender Ausſchuß Montag, den 13. Juni,

Stammtiſch. Dienstag, den 14. Juni, abens 8 Ahr

Die nächſte politiſche Ausſprache findet Sonntag, den

Bezirksvorſtand. Sonntag, den 12. Juni vormittags
11 Ahr, in den „AltſtädterBürgerſälen“, Apfelſtraße 9.

S

g findet vom 10. bis der Deutſchen Demokratiſchen Partei veranſtaltet am
e

auf den Beeten ſelbſt, ſondern in den Wegen, weil ſich hier
die meiſten Wurzeln der Pflanzen befinden. Hier wird auch

K

Apfelſorte Miniſter von Hammerſtein.
Zu den Apfelſorten, welche die größte Beachtung verdie

Schweſeltalkbrühe oder Bor nen und in keinem Garten ünd in keiner Obſtänlage fehlen
ſollten, gehört ganz entſchieden obengenannter Name. Mi-

heim a. RhH., iſt alſo deutſcher Herkunft. Der grünfarbige,

innerndem Geſchmack mit gelblichem Fleiſch. Die Frucht iſt

bis 300 Gramm Es iſt dieſes ein guter Winterapfel, der bis
Herden mit lockerer Kompoſt Anfang April aufbewahrt werden kann. Dieſe Sorte trägt in

und Halbſtamm verlangt er viel Dünger, weil ſonſt infolge der

Der Juni im Roſengarten.
Jn dieſem Monat wird der Roſenfreund feine Lieblinge

eine Kalidüngung von 300 beſuchen und die Sorten in Wuchs, Form und Farbe zu ſtu

mokratiſchen Partei veranſtaltet am Mittwoch, den 15
Juni, abends 8 Uhr im Cafe Wilhelmſtadt, Gr. Diesdor
ſerſtr. 242, einen Vortragsabend. Herr Regierungsraf
Pautſch ſpricht über „Außen- und innenpolitiſche Wand

lungen.“ Gäſte haben Zutritt. e

Sonntag, den 19. Juni, vormittags 14 Ahr in der
Freundſchaft Prälatenſtraße 32, für ihre Wähler ein

politiſche Ausſprache Fabrikbeſitzer Dr. Raſchig, M
d. R. Ludwigshafen, Rhein, ſpricht über „Deutſch
Wirtſchaſtspolitik“ und Stadtverordneter Dürre über
„Der Etat der Stadt Magdeburg“. Zu dieſer Verſamm

lung ſind alle demokratiſchen Wähler und ganz beſonder
die Leſer unſeres Blattes eingeladen. S

s

Uhr, Rudern, Treffen Seilerwieſe.

Die Gruppe Wilhelm ſtadt der Deutſchen De

Die Deutſche Demokratiſche Partei veranſtaltet an

Demokratiſche Jugend. Freitag, den 17. Juni,

Beförderungen.
Regierungsrat Dr. Wehrände von der Regierun

in Magdeburg wurde mit der kommiſſariſchen Landrats
amtsverwaltung im Kreiſe Weener beauftragt. Oben

regierungsrat Dr. Ganſchow, früher bei der Regierun
in Magdeburg, iſt am preußiſchen Staatsminiſterium zu
Miniſterialrat ernannt worden. Wir wünſchen unſere
Parteifreunden in ihrem neuen Wirkungskreis gute
Erfolg.

Wohnungsbauten der deutſchen Großſtädte.

Der Reinzugang an Wohnungen betrug im Durck
ſchnitt von 36 deutſchen Großſtädten, auf 10 000 Ein wohne
bezogen: 1910 55,9 Wohnungen. Die höchſten Zugang
quoten hatten Hamburg mit 169,1, Eſſen mit 112,6, Chen
mitz mit 98,4 und Nürnberg mit 92,3. Jm Zeitraum 192
bis 25 dagegen betrug die Zugangsquote im Durchſchni
von 39 deutſchen Großſtädten 18,8. An der Spitze ſtehe
Lübeck mit 48,3, Duisburg mit 33,5, Köln mit 33,3. Nür
berg hatte eine Quote von 24,5. Jn letzter Reihe ſtehe
Magdeburg mit 9,7, Berlin mit 9,5 und Braunſchwe
mit 9,4.

Steuerkalender für den Monat Juni 1927,
Die won den ſtädtiſchen Körperſchaften beſchloſſene

Zuſchläge zu den Realſteuern (Grundvermögen und G
werbeſteuer) für das Rechnungsjahr 1927 ſind von de

ſung (Geſetzſammlg. 1927 S. 21) die Zuſchlagspr

ſtellt werden, die Hebeßettel über Hauszinsſteuer ſind b
reits zugeſtellt worden. Bei Barzahlung ſind gegebene
falls die vorjährigen Steuerzettel vorzulegen.

Bei den ſtädtiſchen Steuerkaſſen ſind bis 15. Ju
1927 ohne Schonfriſt zu zahlen

A. Gewerbeſteuer: Gewerbelohnſümmenſteuer:
Die Steuer iſt vorläufig nach einem Satze von 11

Prozent des Steuergrundbetrages gleich 1,1 Prozent d
im Monat Mat gezahlten Gehälter und Löhne zu zahl
(S 53 Abſ. 3 GewerbeſteuerVerordnung). Wie bishe
iſt bis zum Fälligkeitstermin außerdem eine Erkläru
nach vorgeſchriebenem Formular bei der zuſtändigen Zall

ſtelle einzureichen.
Vordrucke ſind von der Buchdruckerei Wapler Gro

Junkerſtraße 2, gu beziehen nur dieſe ſind zu verwende
Die Höhe der Zahlung iſt von dem Steuerpflichtigen ſel
zu errechnen.

B. Grundvermögensſteuer (ſtaatliche und kommunale)
für den Monat Juni für bebaute Grundſtücke, die ni
dauernd land oder forſt wirtſchaftlichen oder gärtneriſch
Zwecken zu dienen beſtimmt ſind (Kommunalzuſchlag
Prozent).

C. Kanalgebühr.
Die Kanalgebühr für Juni iſt vorläufig in glei

Höhe wie für den Monat Mai weiter zu entrichten. V
Bereits unterm 11. März 1927 bekanntgemacht, iſt
Kanalgebühr mit Wirkung vom 1. April 1927 ab

feſtgeſetzten Nutzungswertes,

werblichen) Grundſtücke auf 5,9 Pfg. pro cbm Waſſ
verbrauch

erhöht worden.

Zuſtellung der Veranlagungsbeſcheide.
D. Hauszinsſteuer für den Monat Juni gemäß

Hebezettel.
Bei Ueberſendung oder Aeberweiſung der Steuern

Heberollennummer und Zahlſtelle genau anzugeben.

Der 1. Juli 1927 ein wichtiger Termin für Spargläubig

Vom ſtädtiſchen Preſſeamt wird uns geſchrieben
Spargläubiger, die ihr Guthaben, aus dem ſie A

wertungsanſprüche geltend machen, auf eine der in 8 3
Aufwertungsgeſetzes näher auſgeſührten Arten erwor
haben, z. B. im Wege der Erbſolge, der ehelichen Gül
gemeinſchaft, der Erbauseinanderſetzung, als Ausſtatt!

von Vater und Mutter, als Schenkung uſw. uſw., wer

19,3 t

Auſſichtsbehörden bisher noch nicht gnehmigt worden. C
werden daher gemäß S 59 Abſ. 2 Komunalabgaben-Geſſ
bezw. S 53 Gewerbeſteuerverordnung in der neueſten Fern
des Rechnungsjahres 1926 weiter erhoben und en

nach geleiſteten Zahlungen ſpäter auf die endgültigen 3 r
ſchläge verrechnet. Neue Hebezettel werden ſpäter zug

b) ſür die nach dem Waſſerverbrauch veranlagten

Die Nachforderung der erhöhten Beträge erfolgt n

Steuerart, Zeitabſchnitt, für den gezahlt wird, ſo
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der Sparguthabenaufwertung mit dem Goldmarkwert
urſprünglichen Einlage berückſichtigt. Die Spar

ibiger, die Aufwertungsanſprüche ſolcher Art geltend
hen können, müſſen in ihrem eigenen Jntereſſe dieſe
prüche bis ſpäteſtens 1. Juli ds. Js. ſchriftlich oder
idlich am Schalter der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu Magde
y unter Vorlage der Nachweiſungen anmelden.

Schönebeck (Elbe). Oeffentliche Verſammlung.
dtagsabgordneter Dr. Bohner ſpricht am Montag
13. Juni abends 8 Ahr im Stadtpark- Saal über

ſchismus“. Jeder demokratiſche Wähler hat die
cht, dieſe Verſammlung zu beſuchen.

Jerichow. Der Kreislehrerverein Jerichow II hielt
Ferichow am 3. Juni ſeinen Vereinstag mit anſchlie

e em Unterhaltungsabend und Ball ab. Es dürfte in
ganzen Proving keinen Kreislehrerverein mehr geben
ſo gutem Zuſammenhallt, und es iſt erfreulich zu ſe
wie hier im Kreiſe Jerichow alles zuſammenhält,

drat, die Bürgermeiſter, vor allem Bürgermeiſter
ruß Genthin, Kreisſchulrat Arens und Lehrer

z beſſ t, um die Schule zum Mittelpunkt der Heimat zu
hen. Bei der Tagung berichtete Herr Konrektor
ſich offBurg über Beſoldungsfragen, und Abgeord
v Dr. Bohner hielt einen Vortrag über Konkordat
Reichsſchulgeſetz, wobei er beſonders die diplomatiſche

tation beleuchtete: Einladung der Reichsregierung an
Nuntius, die nicht anders als ein Vorverſprechen eines
kordats aufgefaßt werden konnte. Am Unterhal
zsabend waren beſonders ſtark beteiligt der Lehrer
mngverein Genthin, dann vier Kollegen, die ſich im
ma Singvögelchen zuſammenfanden, und Dr. Bohner,
über den aus Möckern ſtammenden Dichter Hansſteriun thge und ſeine chineſiſchen Gedichte plaudierte und

hen unſ n her die Revolution in Stuttgart erzählte
wie Quedlinburg. Donnerstag, den 2. Juni, fand in

edlinburge der Landgemeindetag der Protädte. Sachſen ſtatt. Nur drei politiſche Parteien hatten ſich
ig im M ir intereſſtert, die DN., von denen Reichstagsabgeord
O Einvher Dr. Gereke und Landtagsabgeordneter Schul ze
en Zug Spen erſchienen waren, die SPD. mit Abgeordneten
ll26, ſten und die Demokraten mit Landtagsabgeordneten
eitraunhhner. Es iſt dies erſtaunlich, wenn man bedenkt,
t Durchſh etwa die Hälfte aller Deutſchen in Orten unter 2000
Spihe wohnern wohnt, daß von den 33 000 Landgemeinden
339 e ſchon 27 000 in dem Verband organiſtert ſind. Der
Reihe ſhner zur Steuerfrage, der Verbändsſyndikus Dr.
Braunſho eke, betonte, daß die Landgemeinden die Kommunal

jläge zur Einkommenſteuer micht wünſchen, ſondern am
im dem der Dotationen für die leiſtungsſchwachen Ge

beſchloſen

und 6

nd von d
worden

die geſamtegaben6 e e chen Koſten auf den Staat zu
das Anſtellungsrecht der Geim

gültigen

ſpäter I
zuer ſind

d gegeben

chen Schullaſten bei den geſamten vom Land an die
munen überwieſenen Steuerüberweiſungen erſt die
en der Landesſchulkaſſe insgeſamt abgezogen würden,
dann erſt die Zuweiſungen an die Einßelgemeinden

lgen, mit anderen Worten, die Städte ſollen bezahlen.
m kann auch der Staat bezahlen. Man wird dies noch
s mehr im Landgemeindenverband überlegen w üſſen.
Wünſchenswert ſchien unſerm Abg. Bohner eine grö
Beteiligung demokratiſcher Amts und Gemeindevor
an der Tagung wir haben deren doch eine Reihe
Oſchersleben (Bode). Am 27. Mai weranſtaltete die

gruppe im Hotel „Stadt und Land wiederum einen
kragsabend, zu dem auf unſere Bitte Geſchäftsführer
z trotz ſeiner angegriffenen Geſundheit erſchienen war,
einen Vortrag über den Verlauf des diesjährigen
hsparteitages zu halten. Die Verſammlung war gut

xplet G cht. Nach Begrüßungsworten des 1. Vorſitzenden,
u verw dienrat Dr. Rätter, ergriff der Redner das Wort
ichtigen t betonte, daß es ein Unding wäre, im Rahmen eines

is 15.

iſteuer:

ate von 1

Propnt

ne
Wie b

te Ertlin

ndigen d

den les zeichnend war, daß er trotzdem
Fenkrale Regelung wünſchte er wollte, daß die per

1—ſtündigen Vortrages ein getreues Spiegelbild der im
poſanten Tagung zu geben, er ſich vielmehr darauf
ſchränken müſſe, die markanteſten Begebenheiten heraus
zuſchälen. Trotz dieſes einſchränkenden Hinweiſes verſt nd
es der Redner, alles Wiſſenswerte den Zuhörern vebannt
zügeben. Geſpannt folgten alle den hochintereſſanten
Ausführungen. Starker Beifall belohnte den Redner für
ſeine beinahe Aſtündigen Ausführungen. Nach einer kur-
zen Ausſprache erklärte ſich Herr Vitz noch bereit, einen
allgemeinen Ueberblick über die politiſche Lage zu geben,
welcher ebenfalls beifällig aufgenommen wurde. Jn vor
gevüchkter Stunde trennten ſich die Anweſenden in dem Be
wußtſein, äußerſt angenehme Stunden verbracht zu haben.

e

Oefftl. Verſammlung
Montag, den 13. Juni, abends 8 Ahr

im Stadtpark

Landtagsabgeordneter

Dr. Bohner
ſpricht über

Faſchismus

Roßlau. In einer ſehr gut beſuchten Verſammlung
ſprach Reichstagsabgeordneter Heu ß über „Deutſchland
und Europa heute und morgen.“ Der Redner führte etwa
folgendes aus:

Nachdem wir lange der Mittelpunkt der Welt politik
waren, ſehen wir jetzt, daß die Welt noch größer iſt. Der
Krieg wandert in ſeinen Auswirkungen über die Welt.
Jn China fing es an, immer weiter wandern die Aus wir
kungen rund um die Welt Rußland, Polen, Aegypten,
England und China, das iſt ein Stück Rache der Ge
ſſchichte. China wurde im Kriege von London und Paris
gelehrt, vom deutſchen Vermögen Beſitz zu ergreifen
Jetzt tut China dasſelbe gegen ſeinen einſtigen Mentor.
Und England wird unterliegen England fürchtet in dem
Streit zwiſchen China und Rußland Wenn der Bolſche
wismus in Aſien ſiegt, nationaliſiert er die Bevölkerung.
Dies aber dürfte der Ausgangspunkt eines neuen Weltbil-
des überhaupt ſein. Ob dieſe Konflikte zu bewaffneten Aus
tragungen führen, oder nicht für Deutſchland iſt die ge
botene Politik die der ſtrengſten Zurückhaltung

Gleichwichtig mit den Weltproblemen ſind die an
Deutſchlands Grenzen Jn der Tſchechoſlowakei iſt eine
Beruhigung eingetreten ſeitdem zwei Sudetendeutſche im
Prager Kabinett ſitzen. Viel wichtiger aber iſt das Problem
Polen. Anſere Gefühle für Polen laſſen ſich dahin zu
ſammenfaſſen, daß uns Polen innerlich am fernſten ſteht
won allen Ländern, denn in keinem Lande iſt der Haß
gegen alles Deutſche ſo allgemein und regierungsſeitig
geduldet, wie in Polen. Aber trotzdem dürfen wir unſer
Verhältnis zu Polen nicht gefühlsmäßig, ſondern müſſen
es rein nüchtern betrachten. Dann aber iſt folgendes zu
beachten Polen erhält binnen kurzem eine große Anleihe
won Amerika. Damit ſind aus Polen Aufträge zu erwar
ten. Aufträge aber braucht unſere Wirtſchaft, und es iſt
leicht zu ermeſſen, welche Behandlung Polens richtiger ſt:
die durch Streſemann oder die durch Hergt in ſeiner Beu
thener Rede.

Ein wichtiger Punkt in der Eingliederung iſt die
Frage der Stellerbelaſtung. Die nächſte Sitzungspertode
wird die Rahmengeſetzgebung für die Realſteuern brin
gen, die reichseinheithich werden ſoll. Leider iſt aus den
internſten Konventikeln noch rein gar nichts herausge
drungen. Sie wird große Bedeutung für Länder und

Gemeinden bekommen. Der ſchärſſte Kampf aber iſt gegen
be Die Amſatzſteuer zu führen. Reinhold hat ihn begonnen

und die Richtigkeit ſeiner Finanßpolitik iſt erwieſen. Hier,
beim Stkeuerproblem, muß angeſaßt werden, denn die
Amſatzſteiter macht uns gegen zwei unſerer größten Kon
kurrenten auf dem Weltmarkt konkurrenzunſähig.

Die einducksvollen ſehr beſinnlichen und machdrücklichſt
worgetragenen Gedankengänge fanden ſtärkſten Beifall bei
der Verſammlung.

Deſſau Die Deutſche Demokratiſche Partei zum Hin
denburg-Empfang. Der geſchäftsführende Landesvorſtand
der Deutſchen Demokratiſchen Partei in Anhalt hat ſich
mit dem bevorſtehenden Beſuch des Reichspräſidenten von
Hindenburg in Deſſau beſchäftigt. Er hat beſchloſſen, die
Parteimitglieder vor allem in Deſſau, Orantenbaum und
Wörlitz zu bitten ſich recht zahlreich an dem Empfang des
Oberhauptes des Reiches zu beteiligen und Häuſer und
Straßen in den Farben der Republik zu ſchmücken

Raguhn i. Anh. Jn einer gut beſuchten Gruppen
werſammlung der Deutſchen Demokratiſchen Partei ſprach
Parteiſekretär Knei s Deſſau über den Verlauf des
Hamburger Parteitages. An den Vortrag ſchloß ſich eine
rege Ausſpache. Bei der Beſprechung der Organiſations
fragen wurde beſchloſſen, auch während der Sommer
mondate regelmäßige Zuſammenkünfte abzuhalten.

Bernburg. In einer ſehr gut beſuchten Verſammlung
der Deutſchen Demokratiſchen Partei referierte Landtags
abgeordneter Medizinalrat Dr. Mathigas über die
Arbeiten im Landtag. Er führte u. g. aus:

Der Etat ſchließe mit faſt 25 Millionen ab, wiederum
inem Mehr gegenüber dem Vorjahre, das durch unvorher
geſehene Ereigniſſe veranlaßt ſei. Durch Vergleiche wies
er aber nach, daß Anhalt dank der Bemühungen der Re
gierung geſunde Finanzverhältniſſe habe. Die auf den
Einzelnen fallende Belaſtung iſt gering im Verhältnis zu
anderen Ländern (Steuern jährlich im Durchſchaitt auf
den Kopf der Bevölkerung 61 Mark in Preußen 91 Mark
in Braunſchweig 115 Mark!) Bei den Ausgaben habe ſich
der Perſonalaufwand verringert: 1926 noch 63 Prozent
der Geſamtausgaben, 1927 nur 57 Prozent. Der Redner
ging des weiteren auf die Steuern und ihre Verteilung
im einzelnen ein, wobei er beſonders die vom Reich aus
gehenden Einſchränkungen der Freiheiten der Länder

bedauerte. SAn der ſehr lebhaften Ausſprache beteiligten ſich die
Herren Kotze, Dr. Schwarxze, Riefenſtahl, Ealm, Fritſche.
Jn den Vorſtand des Landesverbandes wurde Herr Kuhtz
gewählt

Wer hat bezahlt?
Eingegangene Gelder: Dr. B. Roßlau 20 H. R

Burg 3.53 L. A.Gommern 3.53 G. B.-Grieben
6 A. V. Burg 6.10 G. M Gräben 3.53 R. B
Burg 3.53 G. B. Gutenswegen 0.88 W. R Magde
burg 15 Al, P. Sch.-Burg 4.60 P. B.Gerwiſch 5.03
L. Sch.Altbensdorf 3.53

R. St. Bernburg 415 C. und C.Aſchersleben 8 Dr.
K.eBurg 3,85 P. C.Burg 3,85 A. D. Magdeburg 26,78
M. W. Genthin 4 B. St.-Wuſt 5 L. K.-Lüben 6,40G. K. Gr. Aurensleben 5,08 Sch. T. Burg 4,60 M. B.
Aſchersleben 3 A. R.Oſchersleben 225
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Haben Sie ſchon in dieſem Jahre für
die Partei ein Mitglied gewonnen Wenn
nicht, dann beeilen Sie ſich, damit wir Sie
in die Liſte der För derer eintragen
können.

Jeder organiſierte Demokrat hat im
Laufe dieſes Jahres der Partei ein neues
Mitglied zuzuführen.
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Die Geburt der Dame.
ging Von Ernſt Heilborn.
nen Aus dem Geiſt der Schinkelzeit hat Ernſt Heilborn
h Buch für ruhige Stunden geſchrieben, trotzdem der
27 ab l heißt „Zwiſchen gwei Revolutionen“ (Volksver
en d der Bücherfreunde, Wegweiſer Verlag, Berlin). Wie
des d born das Thema angepackt hat, zeigt ſeine Darſtellung
gen Geburt der Dame.

la 9ch W Das Wort „Dame“, dem Franzöſiſchen enklehnt, war
die Mitte des 17. Jahrhunderts in Deutſchland einge
kaworden. Ganz vereinzelt mag es, wenn man Heyne
en darf, ſchon zu Ende des 16. Jahrhunderts gebraucht

den ſein. Ein Kind des Luxus, ein vornehmes und
gen s Weſen, vom letzten Glanz der Rengiſſance umwo

o war die „Dame“ nach Deutſchland gekommen. Jn
im Sinne hatte Grimmelshauſen das Wort in ſeinem

erfolgt

x See
d e ſtmus“ (1669) gebracht. Das alte Volkslied

be e geſungen: „Ein dama ſchön im garten gehn thet
ugeben. an einem morgen.“

Gegen das Kind des Luxus und des Reichstums
rieb e ſich der Zorn eines ſittenſtrengen Proteſtantismus

den net War man gegen den „Hoſenteufel zu Felde
er in n, ſo verdiene gewiß auch die alamodiſche Dame

n che mit der Birkenrute des Magiſters. Ein frem
Wort für einen freinden dem armen Deutſchland

e o fremden Begriff Grund genug für die Puriſten,

den großen und furchtbaren Reichsbann aufzubieten, und
alle Lichter in der Kemenate der „Dame“ auszublaſen.
Daß das Wort ſelbſt dem lateiniſchen Doming (Herrin)
entſtammte, wußte man nicht, oder wollte man nicht gel
ten laſſen. Dame was konnte das anderes ſein als
das lateiniſche damga, die Hirſchkulhe Nun war freilich
Grund genug zu derbem Gelächter und Zu Spott gegeben.
Nicht unwitzig reimte Logau (1654) „Was Dame ſei
und das was dama, wird werſpüret, daß jene Hörner
macht und dieſe Hörner führet.“

Nur hatten die Puriſten in ihrem Zorn eins über
ſehen es iſt leicht, ein Wort zu werfelhmen, es iſt ſchwer,
einen nen Begriff, der Loebenskraft beſitzt, gus der Welt
zu ſchaffen Jn den unglücklichen Zeitläuften die dem
dreißig ährigen Krieg in Deutſchland folgten war für die
„Dame“ freilich kein Raum geweſen. Aber die Verhält
niſſe heſſerten ſich, neuer Glang höfiſchen Lebens ſtrahlte
über den Rhein, und ſo gebahr auch in Deutſchland das
Glück dem Talente die göttlichen Kinder. Die Dame ge
wann ihren Adel zurück. Man weiß, wie Leſſing das
Wort gebrauchte. Goethe un Schiller führten es ſelten,
dann aber in der gleichen Bedeutung Es waren Damen
die ſich mit dem jungen Goethe am Afer der JIm zu zärt
lichem Schäferſpiel einfanden. Aus Schiller „Den Dank,
Dame begehr' ich nicht!“ klang freilich auch etwas wie
verächtlicher Anterton.

Jedenfalls ſollte das Wort noch einmal feindlichen
Klang gewinnen. Die Romantik ironiſterte die Dame“.
Sie wurde der Jnbegriff des Launiſchen. So ſpricht es hafet kein Schmutz an ihrem Saum.

Dieck von „Dame Fortunga“, Ahland nennt das Publikum
die edlle Dame. Bei Heine iſt es eine Teetiſchviſion:
„Die Herren waren äſthetiſch, die Damen von zartem Ge
ffühl!“

Wie ſteht es in Wahrheit um den Begriff der
„Dame“ Die Wörterbücher unterſcheiden den doppelten
Gebrauch des Worts Die Dame iſt zuncſchſt eine angeſe
hene, vornehme Frau, der man das Prädikat gutgeklei
det“ micht vorenthalten kann, ſie iſt ſodann die, welche man
liebend verehrt. Die Bedeutung der Dame des Hergens“
fäll nicht ohne weiteres mit erſterer zuſammen.

Worin das Weſen der „Dame“ zu ſuchen iſt? Man
wergegenwärtigt ſich noch einmal die „Dame in Tragter“
und ſtellt ſte Minna von Barnhelm gegenüber. Das
Fräulein von Barnhelm iſt gewiß ein angeſehenes und
wornehmes und gutgekleidetes weibliches Weſen und doch
zögert man, ſie in der Schärfe des Begriffs eine „Dame“
zu mennen. Dazu fehlt es ihr an Haltung. Und vielleicht
iſt dies das Eigentümliche: die Haltung macht die Dame
aus. Das kann äußerlich anerzogen ſſein, dann aber iſt
die Dame das zimperliche Deotiſchgeſchöpf oder die ſteife
Repräſentantin, deren die Romantik ſſpottete. Echte
„Haltung“ aber iſt ein Geſchenk guter Genien, aus ſeeli
ſchem Adel erwachſen. So geht die Dame durch
das Leben, und es ſcheint ein Wagnis, ſich ihr zu nahen
Sie mag beſchenken, doch darf man keine Forderung an
ſie ſtellen. Sie geht, ſie überſchreitet die ſtaubige Straße
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folgende Tabellen

Geſellſchaft: Jan. 27 März 27 Ende April 27
Vchterfelder Terraingeſellſchaft 68 101 158

Terraingeſellſchaft Rudow 70 178 230
Süddeutſche Jmmobilien 89 111 140Handelsgeſellſch. für Grundbeſitz 120 187 195

1000 Mauerſteine (Berlin) 18.50 41 45.
Kantholz 38.00 45. 55.Schalbretter 0.60 0.85 I.ungehobelte Bretter 1.30 1.50 1.70

Bezirk Halle.
Halliſcher Lehrer Verein und Konkordat.

Halle. Zu der Monatsverſammlung ſprach Herr Schul
rat Pott Sangerhauſen über das Thema Reichs ſch ul

geſetz und Konkordat.Dabei wies der Redner namentlich auf die Gefahren
hin, die der Volksſchule von dieſer Seite aus drohen Nach
einem hiſtoriſchen Rückblick auf geſchloſſene Konkordate be
ſchäftigte er ſich eingehend mit den Grundſätzen und Be
ſtimmungen, die ein ſolches Konkordat enthalten würde.

Nach einer angeregten Debatte, an der ſich u. a. auch
Herr Oberregierungsrat Saupe beteiligte, wurde folgende
Reſolution mit ſtarker Mehrheit angenommen.

„Die vom Halliſchen Lehrer Verein einberufene Ber
ſammlung erhebt nach einem Referat von Schulrat Pott
Sangerhauſen Proteſt gegen die Gefahr der Zerſchlagung
der deutſchen Volksſchule und ihre Aufteilung an Be
kenntniſſe und Weltanſchauungsverbände.

Wir rufen nicht nur die Lehrerſchaft aller Schulen,
ſondern alle deutſchen Väter und Mütter auf, denen eine
gute Organiſation und Gliederung der deutſchen Schule
am Herzen liegt, keinen Beſtrebungen Vorſchub zu leiſten,
welche die Staatshoheit über die Schule gefährden könnten.

Ein Konkordat lehnen wir in jeder Form ab. Vor
allem aber verwerfen wir jede Beſtimmung, die die Schule
zum Gegenſtand einer Verhandlung zwiſchen Staat und
Kirche macht.„Stgatliche Hoheit über die Schule, Gemeinſchafts
ſchule als Regelſchule nach der Verfaſſung, vor allem
aber Gewiſſensfreiheit, wie ſte den Lehrern in der Ver
faſſung verbürgt iſt“: das ſind die Forderungen, auf deren
Grundlagen allein ſich unſer Schulweſen gedeihlich fort

entwickeln kann. eAusnutzung der Wohnungsnot zu Spekulationsgewinnen.
Halle. Eine in Thüringen wohnende Leſerin unſeres

„Politiſchen Wegweiſer“ macht uns auf eine im „Gotaiſchen
Tageblatt“ erſchienene Zuſammenſtellung aufmerkſam,
aus der die ſtarke Steigerüng von Bodenpreiſen und Bau
ſtoffen erſichtlich iſt. Als Beleg dafür bringt das Blatt

Börſennotierungen

Nicht nur die Bodenpreiſe ſteigen, ſondern ohne jeden
Grund trotz Senkung der Steuern die Bauſtoffpreiſe.
Je mehr wir in die Bauperiode hineinkommen, machen ſich
ſtarke Preisſteigerungen für Baumaterialien bemerkbar.
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Angeſichts ſolcher ſtändig ſteigenden Preiſe kann von
einer wirkſamen Bekämpfung und ſchließlichen Behebung
der Wohnungsnot kaum die Rede ſein. Jm Gegenteil wird
die aus den preußiſchen Regierungsbezirken Breslau,
Halle, Erfurt, Schneidemühl und aus den Freiſtagten
Sachſen und Thüringen übereinſtimmend gemeldete Ver
ſchlechterung der allgemeinen Wohnungslage durchaus
erklärlich. Da mit dieſer aber auch eine Zunahme on
Krankheiten, beſonders in den Familien der Erwerbsloſen,
Kurzarbeiter und Kinderreichen zuſammenhängt, ſo ſollte
man vor allem dem eben gekennzeichneten Uebolſtande
einer werderblichen Spekulation mit geſetzlichen Maßnah
men ganz energiſch zu Leibe gehen.

Halle. Eine Bücherei für jedermann. Mit
einem überraſchenden Unternehmen das ſich volksbildend
guswirken dürfte, tritt jetzt die WaldorfAſtorig Zigaret
tenfabrik in Stuttgart an die Oeffentlichkeit. Sie legt
jeder Packung ihrer gangbarſten Marke ein kleines nett
ausgeſtattetes Heft mit 16 Seiten Leſeſtoff bei; je 8 Büch
lein bilden eine Serie und bringen in bunter Abwechslung
Anterhaltendes, Belehrendes, Exheiterndes, ſowie wert-
volle literariſche Ausſchnitte aus Werken der Vergangen
heit und Gegenwart. Geſchichtliche Hinweiſe und Notizen
über Leben und Werke des Verfaſſers, die ſich in jedem
Heftchen beſinden, regen zum weiteren Leſen an und ver
Mitteln Wiſſenswertes. Geiſtige Größen unſerer Nation
wie Thomas Mann, Hermann Heſſe, Reichskunſtwart
Redslob, Staatspräſident a. D. Hellpach u. a. ſpendeten

der „Oberſt“Bücherei bereits ihren Beifall und beweiſen
damit die kulturelle Bedeutung dieſer neuen Methode
zur Verbreitung volkstümlicher-Literatur.

Halle. Die Volksſhochſchule in Halle veran
ſtaltet am Sonntag, den 19. Juni, eine gemeinſame Fahrt
nach Jenga. Abfahrt won Halle 6.17 Ahr vormittags.
Rückſahrt ab Jena 20.55 mit Ankunft in Halle 22.40 Uhr.
Es ſind u. a. Veranſtaltungen, Vorträge von Studienrat
Dr. Hübſſchmann, Dr. Schomerus von den Zeiß
Werken und Profeſſor Dr. Weber Jena vorgeſehen.
Der Preis der Teilnehmerkarten für Fahrt, Vorträge,
Muſik und Tanzvorführungen und ſämtliche Beſich
tigungen beträgt 4. Die Teilnehmerkarten müſſen
bis ſpäteſtens Donnerstag, den 16. Juni, gelöſt werden.
Verkauf in allen Verkaufsſtellen der Teilnehmerkarten
zu den Volkshochſchulkurſen. Einſichtnahme in das Pro
gramm auch in der Geſchäftsſtelle unſeres „Politiſchen
Wegweiſer“, Halle, Große Brauhausſtr. 30.

Nordhauſen. Das Reichsbanner veranſtaltete in den
Pfingſttagen einen Reichsbannertag. Den Auftakt des
Feſtes bildete ein impoſanter Fackelzug am Sonnabend
abend durch die Straßen der Stadt Nordhauſen. Jm Mit
telpunkt der Veranſtaltung ſtand die Enthüllung des
Denkmals für den verſtorbenen Reichspräſidenten Frie
drich Ebert, das von den republikaniſchen Kreiſen der
Stadt errichtet wurde. Die Einweihungsrede hield Mini-
ſter a. D. Severing. Als Redner der republikaniſchen

forderte den Ausbau der Republik zu einem wahren ſozia
len Volksſtaat. Bei den Wahlen im Jahre 1928 müſſe

zeter Oberſtudienratk Dr. Bohner Magdeburg. Er

überall in den deutſchen Parlamenten eine ſchwarzrotgol
dene Mehrheit erreicht werden, um endlich die Republik
wahr zu machen.

Weißenfels. D. D. P. Ortsgruppe Weißenfels.
Montag, den 18. Juni, abends 8 Uhr Monatsverſammlung
im „Sächſiſchen Hof. Wegen wichtiger Tagesordnung
bitten wir um zahlreiches Erſcheinen Der Vorſtand.

Jm Bezirk der Reichsbahndirektion Halle (Sagle)
ſind während der Dauer des Sommerfahrplanes 1927 unter
Vorbehalt jederzeitigen Widerrufes folgende

D-Züge zur Benutzung mit Sonntagsrückfahrkarten
gegen Zahlung des Schnellgugzuſchlages freigegeben

D 7, D 37, D A9 für Strecke Halle (Sagale) Berlin
D 32, D So für Strecke Berlin Halle (Saale),
D 22, D 28, D 238 für Strecke Berlin Leipzig

155, D 237 für Strecke Leipzig Berlin,
106 für Strecke Halle (Sagle) Nordhauſen,

„D 106 f. Strecke Halle (S.) Sagan u. umgekehrt
D 46 für Strecke Deſſau Berlin und umgekehrt,45,0

S

132 für Strecke Leipzig Goslar.

Unſere Parteigeſchäftsſtelle mußte wegen
Umbau des Hauſes abermals verlegt werden.
Sie befindet ſich jetzt

Große Brauhausſtraße 30
(RitterPaſſage).

Wir bitten, dies bei allen Zuſchriften und
Sendungen zu beachten.

Deutſche Demokratiſche Partei
in Halle.

Soziales
Die neue Arbeitsloſenverſicherung.

Bevorſtehende Verſchlechterungen.
Jn der erſten Leſung des Geſetzes über die

Arbeitsloſenverſicherung, die, wie wir hören in
dieſen Tagen abgeſchloſſen werden ſoll, hat der Sogiale
Ausſchuß des Reichstags Beſchlüſſe gefaßt, die die Er
werbsloſen ganz weſentlich ſchlechter als jetzt ſtel
len. Zwar ſoll die Bedürftigkeitsprüfung in Zukunft
fortfallen, ſodaß alſo der Erwerbsloſe mit dem Eintritt
der Arbeitsloſigkeit einen Anſpruch auf Arbeitsloſenunter
ſtützung erhält ohne Rückſicht darauf, ob er im Einzel
falle bedürftig iſt oder nicht. Aber die jetzt noch beſtehende
Bedürftigkeitsprüfung hat doch in Wirklichkeit nur ſehr
wenige Antragſteller von dem Bezuge der Erwerbsloſen
unterſtützung ausgeſchloſſen. Andererſeits iſt in den Be
ſchlüſſen der erſten Leſung vorgeſehen worden daß die
Anwartſchaftsfriſt für den Bezug von Erwerbs
loſenunterſtühung von 13 Wochen (wie es jetzt iſt) auf
26 Wochen verlängert wird. Es leuchtet ein, daß
durch dieſe Beſtimmung viele Erwerbsloſe in Zukunft eine
Arbeitsloſenunterſtützung erhalten, ſondern der geineint
lichen Wohlfahrtspflege anheimfallen werden. Ferner ſoll
die Anterſtützungsdauer von 39 Wochen auf 26
Wochen herabgeſetzt werden. Auch dies ſtellt eine
ſtarke unſoziale Beſtimmung dar.

Vor allem aber werden die Leiſtungen der Arbeits
loſenverſicherung, die ja nicht mehr, wie es jetzt iſt, alle
die gleiche Höhe haben werden, ſondern nach dem frühe
ren Lohn abgeſtuft ſind, zum großen Teil weit unter den
Sätzen der Erwerbsloſenfürſorge liegen. Wird dieſes Ge
ſetz, ſo werden zahlreiche Erwerbsloſe neben ihrer Ar
beitsloſenunterſtützung gleichzeitig won der gemeindlichen
Fürſorge unterſtützt werden müſſen.

Es iſt zu hoffen, daß bei der zweiten Leſung dieſe un
ſozialen Beſtimmungen ausgemerzt werden.

Reichsmittel für die Kinderſpeiſung.

Jn den Reichshaushaltsplan 1927 ſind wiederum
einige Millionen für die Kinderſpeiſung eingeſetzt worden.
Bisher erfolgte die Verteilung der Reichsmittel durch den
noch beſtehenden „Zentralausſchuß für die Auslandshilfe“.
Dieſer leitete die Gelder über die ſogenannten Mittelſtel
len, in Preußen die Landeshauptleute, die ihrerſeits die
Mittel an die Gemeinden weiterverteilten.

Die Länder ſtellen nun aber ihrerſeits ebenfalls
Mittel für die Kinderſpeiſung zur Verfügung, verteilen
dieſe aber zum großen Teil nicht über dieſelben Stellen,
ſondern durch ihre eigenen Organe. So werden die Mit
tel, die in dem preußiſchen Etat vorhanden ſind, voraus
ſichtllich durch die Regierungspräſidenten verteilt werden.
Dieſes Nebeneinanderarbeiten verſchiedener Stellen bei
der Verteilung von Mitteln, die dem gleichen Zweck die
nen, iſt nicht zweckmäßig. Eine Zuſammenfaſſung der
Reichs und Landesmittel in der Hand derſelben Vertei

Erhöhung der Krankenverſicherung
Pflichtgrenze für Angeſtellten beantr

Gewpdt. Der Gewerkſchaftsbund der Angeſtellte
antragt in einer an das Reichsarbeitsminiſterium ger
tem Denkſchrift die Angleichung der Verſicherungsp
grenze für Angeſtellte bei der Krankenverſicherun
diejenige, die bei der Angeſtelltenverſicherung bereit
längerer Zeit Gültigkeit hat. Er begründet ſeine
derung damit, daß die jetzige Grenze von 2700 Mark

reseinkommen lediglich einer Friedensgrenze von
1800 Mark entſpricht und keinesfalls den veränd
Verhältniſſen Rechnung trüge. Er weiſt darauf hin
neben der Angeſtelltenverſicherung auch die Arbeits
werſicherung (Erwerbsloſenfürſorge) Einkommen bi
500 Mark monatlich als ſchutzbedürftig vregiſtriere un
aus dem gleichen Grunde bei der Anfalllverſichevung
vor Jahren die Gehaltsgrenze überhaupt geſtrichen
den iſt, ſodaß den Verſicherten der geſetzliche Schutz
grenzt zuteil wird. Der GDA glaubt darauf hinv
zu müſſen daß ſich Angeſtellte mit mehr als 225
Monatseinkommen wohl freiwillig weiter verſichern
nen, daß ſie aber im Gegenſatz zu ihren won der Ve
rungspflicht erfaßten Kollegen die Koſten der Verſich
woll und ganz ſelbſt zu tragen haben. Mit Rückſich
rauf, daß ſchon in der Vorkriegszeit die Krankenve
rungspflicht auf Angeſtellte bis mit 2500 Mark Je
einkommen ausgedehnt war, iſt mach Anſicht des An
ſtellers die dringende Notwendigkeit für eine zeitge
Erhöhung der Krankenverſicherungspflichtgrenze für
geſtellte gegeben.

Gegen die Portoerhöhung.
Schwere Belaſtung der deutſchen Städte!

Der Deutſche Städtetag wendet ſich in einer Ei
an den Verwaltungsrat der Deutſchen Reichspost gege
beabſichtigte Erhöhung der Poſtgebühren. Jn der Ei
wird gusgeführt, daß die Erhöhung der Poſtgeblihren
weſentliche Steigerung der gemeindlichen Ausgabe
deutet. Allein in der Stadt Berlin werde der Kämt
haushalt mit einem Mehraufwand von rund 360 0
jährlich belaſtet, wobei die Betriebe und Werkſtätten
berückſichtigt ſeien. Aehnlich lägen die Verhältniſſ
den übrigen Stadtverwaltungen. Die leider noch i
fortgeſetzt ſteigenden Ausgaben der Gemeinden, ins
dere auf ſozialpolitiſchem Gebiet, und die wachſende
ſpruchnahme der Städte auf dem Gebiete des Dief
und der Wohnungswirtſchaft würden durch derart
waltige Tariferhöhungen außerordentlich verſchärft.
auch von den Städten aus angeſtrebten im Jntereſſ
Wirtſchaft. dringend gewünſchten Steuererleichter
würden dadurch unmöglich gemacht. Der Städtetag
daher den Verwaltungsrat der Reichspoſt dringend
Vorlage des Reichspoſt miniſteriums ſeine Zuſtimmu
verſagen

Flugblätter über Berufsberatungsfragen
Schulen. Der Preußiſche Kultusminiſter weiſt
im Namen des Miniſters für Handel und Gewer
einer Mitteilung an die Regierungen und Provi
ſchulkollegien auf die Tatſache hin, daß in Schulen
die Frage der Berufsberatung gelegentlich Flugb
der Angeſtelltenverbände und der Arb
geberverbände verteilt worden ſind, die in ihr
urteilung über die wirtſchaftlichen Ausſichten gewiſſe
rufe weit auseinandergehen. Die gemeinnützigen
ten einer Beruf sberatung, werden durch ſolch
derſprechenden Angaben oftmals geradezu verei
Da die Schulen naturgemäß nicht in der Lage ſin
Angaben der Flugblätter auf ihre Berechtigung hin
zuprüfen, erſucht der Miniſter, dem Amtlichen Preuſ
Preſſedienſt zufolge die nachgeordneten Behörden,
Sorge zu tragen, daß nur ſolches Berufsberatungsme
in den Schulen zur Verteilung kommt, das durch d
rufsämter und Berufungsberatungsſtellen bei de
e n e den Schulen zur Verfügung e
wird.

i

Nerne Betcrer.
Eine Bücherei für jedermann. Mit einem überraſ

Unternehmen, das ſich völksbildend auswirken dürfte, tri
die WaldorfAſtoriaZigarettenfabrik in Stuttgart a
Oeffentlichkeit. Sie legt jeder Packung ihrer gang
Marke ein kleines nett ausgeſtattetes Heft mit 16 Seite
ſtoff bei; je 8 Büchlein bilden eine Serie und bringen i
ter Abwechſlung Unterhaltendes, Belehrendes, Erheit

gangenheit und Gegenwart
tigen über Leben und Werke des erfaſſers, die ſich in
Heftchen befinden, regen zum weiteren Leſen an und
keln Wiſſenswertes
Thomas
I b, Staatspräſident a. D. Hellpach u. a. ſpendel
„Oberſt Bücherei bereits ihren Beifall und beweiſen

tung volkstümlicher Literatur.
Die Zuckerkrankheit, deren Arſachen, Erſcheinungen

Preis A. II. Aufl. Hof-Verlag Edmund Demme,
Ein unglaublich großer Teil der Menſchen leidet an

krankheit, ohne es überhaupt zu wiſſen.
des Zuckers im Harn ſelbſt iſt ſich die Wiſſenſchaft nos
ganz klar, zumal ſich herausgeſtellt hat, daß der Zucke
erſt in den Nieren gebildet, ſondern direkt aus dem B
dieſelben ausgeſchieden wird. Auf dieſer Erkenntnis bar
faſſer ſeine Behandlung auf und da ihm jahrzehntelan
folge zur Seite ſtehen, dürften die in dieſem Buche ni
legten Erfahrungen den Leidenden wertvolle Dienſte

e
Iungsſtellen erſcheint notwendig. Hoffentlich wird das
Reichsernährungsminiſterium den Wünſchen der Länder
folgen und die Reichsmittel nicht mehr durch den Zentral
ausſchuß für die Auslandshilfe verteilen, ſondern den

Kundgebang auf dem Neumarkt ſprach Landtagsabgeord Ländern zur weiteren Verteilung überlaſſen.

beſchwere man ſich ſtets bei dem zuſtändigen
amt, auch dann, wenn dem Leſer unſere 30
durch den Verlag überwieſen wird.

WuiIHVHMH-T-GB--E--B-BB-Gnrgzenggnn

ſowie wertvolle literariſche Ausſchnitte aus Werken de h
Geſchichtliche Hinweiſe un n

eiſtige Größen unſerer Natich e
Mann, Hermann Heſſe, Reichskunſtwart M

hie kulturelle Bedeutung dieſer neuen Methode zur V

geitiges Erkennen und erfolgreiche Behandlung. Nach
Erfahrung gemeinverſtändlich bearbeitet von Dr. med.

Ueber den An

WttritrrtntinininuarrnirinnininisBei unregelmäßiger PoſtBeſtellun

h Genfen

ſaſenhinr

netts
R

Genfer
ſchuf zum

e Forderu

e einen
ſhher Alſtr

h ſof
ten Na
e hur letzte

n dichten

muniguer

d. Erſt
h daß ma

handelt
n Gegentei

en zu rit
Müſchland

konnte ſe
khene Rüe

ſing jedot

ſndlung m

i Rußlan

En letzte
ung vor

Einheit
eiſhwer
es ſelbſt

ſt nicht
en Ring
h ſoch be

Verſaille

e wnſ
Mards
ſtark u
hie




	Politischer Wegweiser für Freiheit und Vaterland
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nummer 24
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	[Colorchecker]
	Beilage
	[Seite 5]
	[Seite 6]
	[Seite 7]
	[Seite 8]







